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Freiheit
für die Welt -
ein ökumenischer
Appell an Kirche
und Theologie
Hans Bolewskl

Willkommen in Stuttgart
Ihre Teilnahme an der 20. EAK-

Bundestagung (5. — 7. März 1976
Stuttgart) ist auch ohne vorherige
Anmeldung möglich; unser Ta-
gungsbüro in der Stuttgarter Lieder-
halle ist am Freitag, dem 5. März
ab 15.00 Uhr geöffnet.

Kommt es zu einer Neuorientierung
der Aussagen der Kirche? — Gehen
die ersten Impulse von einer Gruppe
amerikanischer Christen aus, die ihre
Zielvorstellungen in der sogenannten
Kartford-Erklärung niederlegten? - Hat
die Vollversammlung in Nairobi bereits
die Wende in unseren Kirchen signali-
siert?

Dr. Hans Bolewski geht diesen Fra-
gen nach.

Wenn „Freiheit für die Welt" das
Stichwort sein soll, unter dem der
sogenannte „Hartford Appeal" hier
mitgeteilt wird, dann muß zuerst
einmal gesagt werden, daß diese
Worte anders zu lesen sind als in
der uns inzwischen schon bis zum
Überdruß gewohnt gewordenen
Form, auf die der moderne Christ
ebenso wie der Nichtchrist im
Grunde nur noch mit einem resig-
nierten „Wie gehabt" reagieren
kann. Gemeint ist damit jedenfalls
nicht die „Bekehrung zur Welt",
nicht die Proklamation des politi-
schen anstatt des inneren Friedens,
nicht die Mahnung, die Freiheit
eines Christenmenschen nicht auf
Religions- und Gedankenfreiheit zu
begrenzen, sondern sie als Eman-
zipation in einer mündigen Welt zu
bewähren. Das alles mochte vor
einiger Zeit noch seinen Sinn ge-
habt haben, es mochte als notwen-
dige Korrektur eines christlichen
Quietismus angesehen werden, der
sich seines religiösen Besitzstan-
des erfreute und die Welt dabei
ihrem Schicksal überließ. Für man-
che war dieser Ruf zur Welt wohl
auch schon damals eine Flucht vor
der langsam aufdämmernden Er-
kenntnis, daß es mit diesem Be-

sitz möglicherweise nicht so sehr
weit her sein könnte. Die in der
neueren Theologie sich immer
mehr durchsetzende Gleichsetzung
des sogenannten Weltlichen mit
dem Christlichen; die Behauptung,
nach dem Tode Gottes — wobei
das Kreuz von Golgatha mit dem
Ausruf des tollen Menschen Fried-
rich Nietzsches eine seltsam schil-
lernde Verbindung einging — sei
der Atheismus auch für Christen
die unumgängliche Voraussetzung
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des Glaubens; schließlich die in der
Übernahme einer sei es liberalen,
sei es marxistischen Vorstellung
vom geschichtlichen Fortschritt be-
gründete Sorge, man könne, wie es
der deutsche Titel eines Büchleins
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des Harvardtheologen Harvey Cox
formulierte, „im Warteraum der Zu-
kunft sterben" — diese Hinwen-
dung zur Welt gleicht, wie inzwi-
schen immer deutlicher wird, eher
einer Kapitulation von Glauben und
Kirche als einem neuen Aufbruch.

Keine Kapitulation
vor dem Zeltgeist

Gegen diese Kapitulation wendet
sich der Aufruf, der Anfang ver-
gangenen Jahres von einer Gruppe
amerikanischer Christen aus ver-
schiedenen Kirchen und verschie-
denen großen Universitäten in dem
Städtchen Hartford im neuengli-
schen Bundesstaat Connecticut for-
muliert wurde. Diese Gruppe,
deren Initiator der auch in Deutsch-
land durch eine Reihe von Ver-
öffentlichungen zu Kirche und Ge-
sellschaft bekannt gewordene So-
ziologe Peter L. Berger von der
Rutgers Universität ist, ist eine
ökumenische Gruppe. Der Katholik
George Tavard, der heute an der
Methodistischen Theologischen
Schule in Ohio lehrt, gehört ebenso
dazu wie der Lutheraner George
Lindbeck von der Universität Yale.
Innerhalb der amerikanischen
kirchlichen und politischen Szene
ist ein großer, vielleicht der grö-
ßere Teil der Unterzeichner eher
links als rechts einzuordnen. Es
handelt sich also weder um eine
evangelikale noch um eine konser-
vative Ökumene und schon gar
nicht, wie die New York Times zu
melden wußte, um „christliche
Häupter", die sich gegen „glau-
benszersetzende Strömungen des
Zeitgeistes" wenden. Vielmehr er-
innert der Aufruf die Kirche daran,
was sie als Kirche der Welt zu
geben habe und was sie in den
beiden heute gängigen Alternati-
ven, in der militant weltlichen
ebenso wie in der fromm bewah-
renden, dieser Welt schuldig bleibt.
Der Aufruf von Hartford spricht
kritisch korrigierend nach beiden

Seiten. Er nennt die auf der kirch-
lich-theologischen Linken und
Rechten gebräuchlichen Schlag-
worte, Thesen und Argumente und
verwirft sie. Er tut das ohne feier-
liches Anathema, aber mit der
Schärfe der Forderung, daß der
Glaube für sein Tun und Reden
für die Welt und vor der Welt
rechenschaftspflichtig sei. Aus die-
ser Pflichtigkeit stiehlt sich eine
bloße Übernahme moderner An-
schauungen und Begriffe von Welt
und Mensch ebenso weg wie der
fromme Verzicht auf Auseinander-
setzung mit der Rationalität wis-
senschaftlichen oder ideologischen
Denkens. In der Methode geht die
Erklärung so vor, daß sie die Posi-
tion, wie „man" auf der einen oder
anderen Seite denkt oder redet,
formuliert und anschließend kritisch
kommentiert. Das beginnt (These 1)
so:

„Das moderne Denken ist allen
bisherigen Arten des Verständnis-
ses von Wirklichkeit überlegen und
hat deshalb für den christlichen
Glauben und das christliche Leben
normativen Charakter".

Und so wird die Ablehnung die-
ser Aussage formuliert:

„Wir lehnen diese These ab und
verwahren uns dagegen, daß der
christliche Glaube und das christ-
liche Leben den vorherrschenden
Denkstrukturen unterworfen wer-
den. Das gilt nicht nur für das
20. Jahrhundert, sondern für jede
geschichtliche Epoche. Wir treten
dafür ein, jedliches hilfreiche Ver-
ständigungsmittel — ob alt oder
neu — zu benutzen und sind davon
überzeugt, daß die christliche Ver-
kündigung zu den Ausdrucksfor-
men der Kultur in Beziehung ge-
setzt werden muß. Gleichzeitig be-
kräftigen wir, daß das christliche
Gedankengut mit anderen Anschau-
ungen von Welt, die alle notwendig
vorläufiger Art sind, konfrontiert
werden muß".

Wendet sich die erste Konfron-
tation gegen eine normative Über-
nahme herrschender Meinungen in
das christliche Lehren und Han-
deln, so wird in der zweiten eben-
so die Irrationalität und Subjektivi-
tät des Religiösen abgelehnt, die
so formuliert wird: „Aussagen über
religiöse Fragen sind losgelöst vom
rationalen Denken".

Der dazu gesetzte kritische Kom-
mentar greift teils auf die vorher-
gehende Argumentation zurück
(„Aussagen über religiöse Fragen

werden den Kriterien des wissen-
schaftlichen Rationalismus unter-
worfen"), teils nimmt er die Argu-
mentation einiger der noch folgen-
den elf Thesen vorweg („Die Ver-
nunft wird mit wissenschaftlichem
Rationalismus gleichgesetzt"). Der
Glaube muß sich auf vernünftige
Verständigung mit allen Menschen
einlassen („Eine rein subjektive
und nicht-rationale Religion führt
dazu, daß Glaubensaussagen be-
stenfalls als Aussagen über den
Glauben behandelt werden."), aller-
dings nicht in abhängiger Über-
nahme, sondern in nüchterner Prü-
fung dessen, was eine Zeit an
Möglichkeiten für eine solche Ver-
ständigung bereithält. Nicht von
der Zeit her ist der Glaube deut-
bar, wohl aber kann aus dem Glau-
ben die Zeit verstanden werden.
Nicht die Welt bestimmt daher, wie
es der in These 10 aufgegriffene
Slogan behauptet, die Tagesord-
nung der Kirche, sondern „die
Grundlage für das Handeln der Kir-
che bildet ihr eigenes Verständnis
vom Willen Gottes für die Welt".

Der in der ökumenischen Litera-
tur Bewanderte könnte an dieser
Stelle und an anderen Stellen
Namen von Autoren nennen, auf
die die in den Thesen abgewiese-
nen Meinungen und Sätze zurück-
gehen. Aber die Nennung von
Namen würde in diesem Zusam-
menhang den falschen Eindruck er-
wecken, die Thesen seien ein An-
griff auf bestimmte Theologen oder
theologische Schulen. Gerade das
sind sie nicht. Sie nennen keine
Namen. Sie wenden sich sozusagen
an alle und keinen. Aber sie ma-
chen gerade dadurch das Bedrük-
kende eines Sprach- und Denk-
stils deutlich, der durch ständiges
Betonen weltlicher Progressivität
den Zusammenhang mit Welt und
Zeit immer mehr verliert.

Metaphysischer Hunger?

Zum Glück für die Amerikaner
gibt es in den Vereinigten Staaten
publizistische Organe, in denen
Auseinandersetzungen über kontro-
verse Thesen wie diese nicht nur
möglich sind, sondern für die eine
solche Auseinandersetzung gerade-
zu zum redaktionellen Auftrag ge-
hört. Entsprechendes wäre in der
deutschen kirchlichen und theolo-



gischen Publizistik schwer denkbar.
Obwohl es sich um Fragen von
ökumenischem Rang handelt, ob-
wohl Wolfhart Pannenberg, der
übrigens auch als einziger Auslän-
der an der amerikanischen Diskus-
sion selbst beteiligt war, darüber
ebenso engagiert wie gründlich in
den Lutherischen Monatsheften be-
richtet hat, hat m. W. bisher außer
ihm kein deutscher Theologe diese
Diskussion aufgegriffen und fort-
geführt, die in Amerika in besonde-
rer Weise in den Zeitschriften
„Woridview" und „Theology Today"
geführt wurde. Und sie wurde ge-
führt mit Theologen, deren Namen
in der Ökumene zum Teil schon
fast zu Symbolen theologischer
Modernität geworden sind. Dabei
läßt aber gerade die Unterschied-
lichkeit der einzelnen Diskussions-
beiträge mit aller wünschenswerten
Deutlichkeit erkennen, daß diese
Modernität durchaus kein einheit-
licher Nenner dafür ist, was inhalt-
lich darunter verstanden werden
kann. Da befürchtet John C. Bennett,
der langjährige Präsident des New
Yorker Union Seminary, das Doku-
ment werde der „Befreiungstheo-
logie", also der Theologie, die die
großen Befreiungsbewegungen
auch und gerade in der nichtwest-
lichen Welt thematisiert hat, nicht
gerecht, während einer der Initia-
toren dieser Theologie, Richard
Shaull (Princeton) in seiner Zu-
stimmung zugleich seine Beunruhi-
gung über die „Mittelmäßigkeit und
Unfruchtbarkeit einer Welt ohne
Transzendenz" zum Ausdruck
bringt, die darüber hinaus von der
Begrifflichkeit traditionellen theolo-
gischen und philosophischen Den-
kens, wie er sie den Unterzeich-
nern von Hartford zum Vorwurf
macht, gerade nicht erreicht werde:
„Ich befinde mich unter Studen-
ten ..., denen die Metaphysik eines
transzendentalen Seins nichts mehr
bedeutet." Dieser Satz hat Peter
Berger zu der ironischen Rückfrage
veranlaßt, ob diese Feststellung
vielleicht mit der Tatsache zusam-
menhänge, daß die von Shaull ge-
meinten Studenten eben Theologen
seien. Er, Berger, beobachte jeden-
falls unter den nichttheologischen
Studenten von Rutgers (Staatsuni-
versität von Pennsylvania) „einen
wahren metaphysischen Hunger."

In dieser Auseinandersetzung
zwischen Shaull und Berger könnte
sich ein paradoxer Vorgang spie-
geln. Die Theologen sind dabei,
gerade in einem Augenblick das
Wissen um die Angewiesenheit des

Menschen auf Transzendenz zu
verlieren, in dem dieses in anderen
Bereichen modernen Lebens sich
neu zur Geltung bringt. Man glaubt
sich in weiten Bezirken von Kirche
und Theologie emanzipiert, welt-
lich oder mündig, ohne die bedroh-
lichen und verheißungsvollen Er-
scheinungen zu verstehen, in denen
sich heute eine erneut gewandelte
Welt ankündigt. Man wollte Ballast
loswerden und frei sein für das
Neue, aber man zählte vermutlich
unversehens auch manches zum
Ballast, was für das Verstehen des
Neuen, ja, für das Verstehen ge-
schichtlicher Veränderungen über-
haupt unerläßliche Voraussetzung
ist. Eine Kirche und eine Theologie,
die an dieser Stelle stehen blieben,
würden auf veraltete oder veral-
ternde Ideologien zurücksinken und
sich damit der Möglichkeiten eines
Verstehens von Welt im Sinne öku-
menischer Weltverantwortung end-
gültig berauben.

Es ist unwahrscheinlich, daß dies
eintritt. Wahrscheinlicher ist viel-
mehr, daß wir am Anfang einer
neuen Erfahrung in der christlichen
Ökumene stehen, und die Vollver-
sammlung des Weltkirchenrats in
Nairobi könnte für diesen Anfang
ein entscheidendes Lehrstück ge-
liefert haben. Jedenfalls weiß man
heute: Wer den tragischen Kon-
flikten, die das Ringen der dritten
Welt um ihre politische und geistige
Zukunft bestimmen, hilfreich be-
gegnen will, muß mehr mitbringen
als weltliches Verständnis und wis-
senschaftliche Rationalität, mehr,
nicht weniger. Zu diesem Mehr ge-
hört vor allem das Wissen um den
Menschen als des auf Verantwor-
tung angelegten und sich dieser
Verantwortung immer entziehen-
den Wesens. Und es gehört dazu
das Wissen um eine Welt, die die-
sem Menschen übergeben ist und
die ihm dennoch nicht gehört.
Gerade dies unausweichlich gegen-
wärtige Wissen könnte uns „mün-
dig zur Krise" machen (H.-O. Wöl-
ber). Die anthropologische Frage,
die Frage nach dem Menschen, und
das vom Glauben an den dreieini-
gen Gott bestimmte Verständnis
der Welt gehören zusammen. Mit
diesen Fragen wird die ökume-
nische Kirche in Zukunft leben
müssen.

Wie diese Fragen in und mit der
Welt genutzt werden, hängt vom
Denken und Handeln der Christen,
nicht zuletzt auch von ihrer Spiri-
tualität ab. Wenn sich also Spuren
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einer solchen Spiritualität heute
neu zeigen, dann sind sie nicht
als nostalgische Versuche einer
Rückkehr in ein längst verlassenes
Land, sondern als Ausdruck der
schmerzlichen und notwendigen
Einsicht zu verstehen, die der
Katholik George Tavard in der
Auseinandersetzung um den Appell
von Hartford so ausgesprochen hat:
„Wenn man mich fragt, wer eigent-
lich die in den Thesen formulierten
Meinungen vertritt, dann müßte ich
sagen ,lch selbst' und zwar immer
dann, wenn mein in wohl ausge-
formten Bahnen sich bewegendes
professorales Denken mir den Sinn
für das Risiko des Glaubens in der
Welt, in der ich lebe, verdunkelt.
... Aber ich weiß auch, daß solcher
Glaube leer und die Sicherheit sol-
chen Denkens trügerisch ist, wenn
sie nicht ständig dem ausgesetzt
sind, daß ich gerichtet bin von dem
Gott, der Fleisch geworden ist, von
dem Absolutum, das in Schöpfung
und Gnade immanent gegenwärtig
ist."

Wende durch die
Hartford-Erklärung?

Die Hartford-Erklärung könnte,
abgesehen von ihrer ökumenischen
Bedeutung, in den Vereinigten
Staaten der Ausgang für ein neues
Verhältnis von Kirchen und ameri-
kanischer Öffentlichkeiten werden.
Ihre Autoren arbeiten weiter an den
Impulsen, die von der modellhaft
eingeleiteten Auseinandersetzung
ausgegangen sind. Stiftungen sind
bereit, Projekte theologischer For-
schung, die sich hieraus ergeben,
zu fördern. Ob mit entsprechenden
Auswirkungen im europäischen und
deutschen Bereich zu rechnen ist,
dürfte einstweilen mehr als fraglich
sein. Das amerikanische Freikir-
chentum hat gerade als Freikir-
chentum sicher einen stärkeren
Einfluß auf die Gesellschaft als
unsere Volkskirche. Es spielt in der
Vermittlung von Sinnfragen und



Sinnorientierungen auch heute
noch die Hauptrolle im Gegensatz
zu der eigentümlichen Wirrnis zen-
tralistischer und pluralistischer In-
stanzen, unter die bei uns vor den
Kirchen insbesondere die Schule,
die Presse, die Massenmedien und
nicht zuletzt mancherlei politische
Gruppierungen zu rechnen sind.
Ganz sicher haben bei uns die Bil-
dungsinstitutionen, vor allem die
Schulen, vieles von dem übernom-

men, was einmal Auftrag der Kirche
war und was es im amerikanischen
Kirchentum heute noch ist. In der
Aufgabe, den Menschen in der heu-
tigen Welt wieder zu der Freiheit
zu befähigen, in der allein er die-
ser Welt gewachsen sein kann, ist
aber die Frage nach den vermit-
telnden Institutionen gegenüber der
Sache, die zu vermitteln ist, letzten
Endes zweitrangig. Daß diese
Sache nicht eine Angelegenheit so-

genannter Fachleute ist, sondern
alle angeht, wird sicher erst lang-
sam begriffen werden. Das Experi-
ment von Hartford hat einen Ein-
blick in diesen Vorgang des Be-
greifens gegeben. Es weist auf eine
Veränderung hin, in der wir mitten
drinstehen und die gleichwohl alle
unsere Kräfte herausfordert, die
des Verstandes, der Bildung, der
politischen Vernunft ebenso wie die
der Geduld und des Glaubens.

Soll ein Christ sich parteipolitisch engagieren?
Hans-Jürgen Hellwig

Der Autor des folgenden Artikels —
von Beruf Rechtsanwalt — ist Im Evan-
gelischen Arbeitskreis der CDU Frank-
furt engagiert. Gleichzeitig gehört er
dem Rat der Stadt Frankfurt an. In sei-
nen Ausführungen setzt er sich u. a. mit
dem Spannungsverhältnis von Politik
und Ethik auseinander und geht dabei
auch auf die Aufgabenstellung einer am
„C" orientierten Partei ein.

Ein parteipolitisch tätiger Christ
kann die Themafrage nur mit ja be-
antworten, so daß sich für ihn sofort
die Frage nach dem „Warum" und
nach dem „Wie" anschließt.

Die Frage „Soll sich ein Christ
parteipolitisch engagieren" geht,
zumindest scheinbar, von einem
Gegensatz zwischen Christentum,
d. h. christlicher Ethik einerseits
und Parteipolitik andererseits aus.
Zum besseren Verständnis soll im
folgenden zunächst allgemein von
Politik und erst später von Partei-
politik gehandelt werden.

In der abendländischen Philo-
sophie wurde die Politik seit Aristo-
teles dem Bereich der praktischen
Philosophie, d. h. der Moralphilo-
sophie zugeordnet. Die praktische
Philosophie umfaßte neben der
Politik die Ethik, d. h., die Lehre
vom sittlichen Verhalten des einzel-
nen, und die Ökonomik, d. h., die
Lehre vom Hauswesen. Noch heute
verstehen wir unter Politik im An-
schluß an die Antike die Lehre vom
Eingeordnetsein des einzelnen in
ein Gemeinwesen, oder schärfer
formuliert, die Lehre von der Herr-

schaft über ein Gemeinwesen. Wie
sehr Politik und Ethik als Einheit
aufgefaßt wurden, zeigt sich am
älteren Begriff der Polizei, der im
vorindustriellen Staat mit der Für-
sorge für die Gesamtverfassung des
Gemeinwesens identisch war. Seit
dem 16. Jahrhundert wurde die Ein-
heit von Politik und Ethik allmäh-
lich aufgelöst. Politik stellte sich
nun auch als Lehre von der Macht
und als Lehre vom Staat als Macht-
und Herrschaftsapparat dar. Beson-
ders die an Machiavelli anschlie-
ßende Lehre von der Staatsräson,
die den Begriff des Politischen auf
den Staat verengte, führte in Kon-
tinental-Europa zu einer immer
stärkeren Gegensätzlichkeit zwi-
schen Ethik und Politik, während
in den angelsächsischen Ländern,
wo die Lehre von der Staatsräson
kaum Fuß fassen konnte, in der
Tradition des Common Law die Ein-
heit von Staat und Gesellschaft im
politischen Gemeinwesen erhalten
blieb. Die kontinental-europäische
Entwicklung erlebte ihre stärkste
Entfaltung, als im 19. Jahrhundert,
insbesondere in Deutschland, der
Begriff des Nationalstaats heraus-
gearbeitet wurde. Vor dem Hin-
tergrund dieser Entwicklungsge-
schichte ist es vielleicht verständ-
lich, daß eine eindeutige Begriffs-
bestimmung von Politik heute
weder von der wissenschaftlichen
Theorie noch von der Praxis des
Handelns herzugeben ist. Eine
starke traditionelle Richtung ordnet
den Begriff der Politik weiterhin

vornehmlich dem Staat zu, was in
der Alltagssprache zu der merk-
würdigen Wortbildung „Staatspoli-
tik" geführt hat, die im Gegensatz
zur offenbar minderwertigen Partei-
politik gesehen wird. Eine neuere,
von der politischen Wissenschaft
ausgehende Richtung sucht hinge-
gen den Begriff der Politik von der
Bindung an den Staat freizumachen
und Politik wieder auf das Gemein-
wesen zu beziehen. Dabei ist das
Gemeinwesen dadurch charakteri-
siert, daß es Staat und Gesellschaft
nicht trennt, sondern dem Staat
einen instrumentalen Charakter zu-
weist. Dabei bleibt es aber im Be-
griff der Politik stets impliziert, daß
sie es mit Macht zu tun hat.

Zum Verhältnis
von Politik und Ethik

Die Schärfe in der Konfrontation
von Politik und Ethik ist eine neu-
zeitliche Erfahrung. Zwar ist schon
in der Antike klar gesehen worden,
daß Machterwerb und Machterhal-
tung oft zu Mitteln greifen ließ, die
im bürgerlichen Leben streng ver-
urteilt wurden. Im Grunde wurden
aber Politik und Ethik in der grie-
chischen Polis als zwei Seiten ein
und derselben Sache angesehen.
Dies galt im mittelalterlichen corpus
cristianum weiter. Erst mit der
Säkularisierung seit der Renais-



sance wurde man sich des dialek-
tischen Verhältnisses von Politik
und Moral voll bewußt. Die Staats-
räson erhob das Postulat der Auto-
nomie des politischen Handelns.
Bei der Entstehung des neuzeit-
lichen Staates wurde die Spannung
zwischen staatlichen Zielsetzungen
und individueller Moral oft zugun-
sten vordergründiger Interessen
bagatellisiert oder im Namen der
angeblich höheren Sittlichkeit des
Staates aufgehoben. Das 20. Jahr-
hundert schließlich brachte mit der
Ideologisierung der Politik und dem
Auftreten der totalitären Systeme
einen Höhepunkt im Konflikt von
Politik und Ethik. Kommunismus
und Faschismus verkündeten nicht
nur eine neue Politik, sondern
auch eine neue Ethik, die aus-
schließlich als Magd der Politik
verstanden wurde. Die den totalitä-
ren Systemen eigene völlige Ent-
humanisierung führte dann zu einer
Wiederbelebung naturrechtlicher
Gedanken, wobei Naturrecht ver-
standen wird als eine Grundord-
nung von Weisungen und Leitsätzen
auch für die Welt des Politischen,
überlegen und vorgeordnet allem
bloß historisch-konkreten und ge-
setzten Recht.

~~ Die christliche Ethik hat den
Staat und die Politik stets als Auf-
trag Gottes verstanden. Aus dem
Gedanken der Statthalterschaft lei-
tet sie die Forderung nach der Mit-
arbeit des Christen in der Politik
ab. Die allgemeine Frage „soll sich
ein Christ politisch engagieren" ist
danach mit ja zu beantworten. Das
Glied der christlichen Gemeinde
soll in der Arbeitswelt wie in den
politischen Verhältnissen Mitverant-
wortung tragen. Dabei ging und
geht es immer um die Frage, ob
sich die jeweiligen politischen Ziele
und Mittel eines Gemeinwesens im
christlichen Glauben bejahen las-
sen. Der christliche Glaube wird
Politik als Versuch verstehen, mit
den Mitteln des Rechts, aber auch
notfalls der Gewalt, die von Gott
verliehene Würde des Menschen zu
schützen und zu erhalten.

In diesem Zusammenhang ist
wenigstens kurz zu erwähnen die
Lehre Luthers von den zwei Rei-
chen; der im weltlichen Regiment
sitzende Inhaber politischer Ge-
walt dürfe in seinem Amt und Beruf
gewiß sein, Gottes Auftrag zu voll-
strecken, auch wenn er als Privat-
person auf eine solche Vollstrek-
kung verzichten würde. Nach den

Erfahrungen der totalitären Dikta-
turen ist freilich heute zweifelhaft
geworden, ob obrigkeitliches Ver-
halten und der Wille Gottes in einer
so einfachen Beziehung zueinander
stehen. Hier sei verwiesen auf Karl
Barth, der die Gnade Gottes als
Quelle allen wahren Rechts und
damit auch aller politischen Sittlich-
keit sieht. Diese Gedanken schlie-
ßen es letztlich aus, das Christen-
tum ausschließlich mit einer be-
stimmten politischen Ordnung zu

| identifizieren.

Bereitschaft in Konflikten zu leben

Das Verhältnis von Christentum
und Politik als Sonderfall des Kon-
flikts zwischen Ethik und Politik ist
in der Geschichte der Bundesrepu-
blik insbesondere im Zusammen-
hang mit den christlichen Parteien
ausgetragen worden. Daß es zur
Bildung christlicher Parteien ge-
kommen ist, ist als Reaktion auf
die völlige Ausschaltung der Grund-
sätze von Ethik und Moral im totali-
tären Staat des Dritten Reiches zu
verstehen; hier wird das dialek-
tische Verhältnis von Politik und
Ethik entwicklungsgeschichtlich in
einem besonders kurzen Zeitraum
deutlich. Bei Bildung und Betäti-
gung der christlichen Parteien ist
der charakteristische Unterschied
in den Beziehungen von Katholi-
zismus und Protestantismus zur
politisch-sozialen Welt klar hervor-
getreten. Die christliche Antwort auf
die Herausforderungen der Politik
orientiert sich entweder an der Vor-
stellung einer inhaltlich bestimmten
christlichen Politik oder postuliert
die Verantwortung des einzelnen
Christen in der Politik; im prak-
tischen, politischen Ergebnis be-
stehen dabei häufig keine Unter-
schiede. Gemeinsam ist dabei den
Konfessionen, daß die Bereitschaft,
in Konflikten zu leben, auch das
Grunderfordernis einer christlichen
Ethik des Politischen ist.

Oben wurde gesagt, daß die
christliche Ethik aus dem Gedanken
der Statthalterschaft die Forderung
nach der Mitarbeit des Christen in
der Politik ableitet. Wie steht es
nun mit der Parteipolitik? Hier ist
auf die Stellung der Parteien in der
Verfassung und in dem tatsäch-
lichen politischen Leben einzuge-
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hen. Nach Artikel 21 Grundgesetz
wirken die Parteien bei der politi-
schen Willensbildung des Volkes
mit, ihre innere Ordnung muß
demokratischen Grundsätzen ent-
sprechen. Wie bedeutsam diese
Feststellung ist, wird aus dem
Standort der Vorschrift deutlich. Sie
folgt nämlich unmittelbar dem Ar-
tikel, nach dem die Bundesrepublik
Deutschland ein demokratischer
und sozialer Bundesstaat ist, alle
Staatsgewalt vom Volke ausgeht
und vom Volke in Wahlen und Ab-
stimmungen und durch besondere
Organe der Gesetzgebung, der voll-
ziehenden Gewalt und der Recht-
sprechung ausgeübt wird. Erstmals
in der deutschen Verfassungsge-
schichte sind damit die politischen
Parteien zu sogenannten Verfas-
sungsorganen im weiteren Sinne
erhoben worden. Für das Grund-
gesetz sind die politischen Parteien
damit nicht mehr ein Mittel der
politischen Willensbildung unter
vielen, sondern das Mittel der poli-
tischen Willensbildung.

Die dominierende Rolle
der Parteien

Die verfassungsrechtlich starke
Stellung der politischen Parteien ist
in der Praxis der Politik noch
wesentlich stärker. Heute findet sich
weder im Bundestag noch meines
Wissens in einem der Landtage ein
parteipolitisch nicht gebundener
Abgeordneter; die erfolgreiche Aus-
übung des passiven Wahlrechts als
hervorragende Form der politischen
Betätigung hat bereits das partei-
politische Engagement zur Voraus-
setzung. Auf kommunaler Ebene
sieht es kaum anders aus. Abge-
ordnete von Wählergemeinschaften
finden sich bereits außerordentlich
selten, ihre Zahl geht ständig zu-
rück. Auch stellt sich die Frage, ob
nicht gerade der Zusammenschluß
zu Wählergemeinschaften nicht im
weiteren Sinne als Partei anzuse-
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hen ist. Abgeordnete, die nicht an
irgendwelche Gruppierungen ge-
bunden sind, finden sich vollends
so selten, daß sie als Ausnahmen
nur die Regel bestätigen.

Man mag das Monopol der Par-
teien bei der politischen Betätigung
des einzelnen bedauern, es bleibt
ein Faktum. Darüber hinaus ist zu
fragen, ob nicht der auf sich selbst
gestellte, parteipolitisch ungebun-
dene Einzelkämpfer ein Relikt der
Geschichte ist, für das es im moder-
nen Industriestaat mit der Anony-
mität ihrer Großstädte keinen Raum
mehr gibt. Wie wenig der inter-
essierte Individualist heute poli-
tisch ausrichten kann, hat sich
immer wieder gezeigt, etwa bei der
sogenannten Göttinger Erklärung
von 18 deutschen Atomwissen-
schaftlern im Jahre 1957.

Nicht nur nach außen gegenüber
anderen Staaten, auch im Inneren
müssen sich die einzelnen zusam-
menschließen, wenn sie etwas er-
reichen wollen. Die politischen
Denkschriften der EKD wären als
Denkschriften eines einzelnen un-
gehört verhallt, als Denkschriften
einer Kirche jedoch fanden sie
weitestes Interesse. Daß sie dar-
über hinaus auch politische Wirkung
hatten, macht sie als nicht partei-
politische Erklärungen zur großen
Ausnahme.

Natürlich muß, wer sich einer
Partei anschließt, Kompromisse
machen. Dies ist in jeder Gemein-
schaft der Fall. Oder gibt es einen
unter uns, der nicht mit irgend-
etwas im staatlichen Leben der
Gemeinschaft Bundesrepublik
Deutschland unzufrieden wäre?
Aber wird er deswegen gleich aus-
wandern? Wer hat sich nicht schon
einmal über seine Kirche geärgert?
Aber ist er deswegen aus der Kirche
ausgetreten? Als Statthalter Gottes
in der Welt ist der Christ zur Mit-
arbeit in der Politik verpflichtet. Das
Mittel dazu, das unserem Gemein-
wesen und unserer Zeit gemäß ist,
sind die politischen Parteien. Wir
sollten nicht der Gefahr des Elitä-
ren erliegen, die mit jeder Ethik
verbunden ist, sondern, um es mit

einer biblischen Formulierung zu
sagen, mitten unter die Zöllner
gehen. Ist die Tatsache, daß es in
unserem Lande zum totalitären
Staat des Dritten Reiches gekom-
men ist, nicht auch die Folge davon,
daß die Christen ihren politischen
Auftrag nicht ernst genug genom-
men haben?

Das „Wie" der
parteipolitischen Betätigung

Mit dem Eintritt in eine politische
Partei ist das Kompromissemachen
nicht vorbei. Vielmehr erfordert der
Gegensatz zwischen Politik und
christlicher Ethik, daß auch weiter-
hin mehr oder minder regelmäßig
Kompromisse gemacht werden
müssen. Befindet man sich als ein-
zelner innerhalb der Partei, Fraktion
oder sonstigen Einheit der partei-
politischen Betätigung in der Min-
derheit, so stellt sich häufig die
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Frage, wie weit man bereit ist, sich
nach außen der Auffassung der
Mehrheit anzuschließen und diese
mitzutragen. Hier läßt sich keine
allgemeine Regel aufstellen, son-
dern es muß eine Abwägung von
Fall zu Fall getroffen werden. Dabei
ist zu berücksichtigen, daß das
Mehrheitsprinzip als Mittel der
innerparteilichen Willensbildung
einen bestimmten Wert hat; eine
Partei, die nach außen hin stets
uneinig auftritt, gibt sich selbst auf
und verfehlt ihre politische Aufgabe.
Auf der anderen Seite ist zu berück-

sichtigen die Art und Tragweite der
zu treffenden Sachentscheidung.
Hier sind durchaus Fälle denkbar,
in denen Fragen tiefster christlicher
Überzeugung angesprochen sind
und bei denen es der einzelne nicht
mit seinem Gewissen vereinbaren
kann, sich der Meinung der Mehr-
heit zu fügen. Als besonders extre-
mes Beispiel möchte ich die Frage
der Todesstrafe und der Strafbar-
keit der Abtreibung nennen. Hier
wird wohl jeder von einer echten
Gewissensentscheidung sprechen,
die nur dem einzelnen überlassen
sein kann, nicht aber der Mehrheit
der Partei. Es sind jedoch auch
andere Fälle denkbar, in denen ver-
schiedene Parteimitglieder, die in
einer bestimmten Sachentscheidung
eine andere Auffassung als die
Mehrheit vertreten, unterschiedliche
Ansichten haben zu der Frage, ob
es sich um eine echte Gewissens-
entscheidung handelt, bei der sie
die Meinung der Mehrheit nicht mit
tragen können, oder nicht. Ist der
einzelne in einem konkreten Fall zu
der Auffassung gekommen, daß es
sich für ihn um eine Gewissensent-
scheidung handelt, die er sich von
der Mehrheit nicht abnehmen las-
sen kann, so stellt sich für ihn die
weitere Frage, wie weit er diese
seine von der Mehrheit abwei-
chende Auffassung nach außen zum
Ausdruck bringen will, ob er insbe-
sondere sich auf die abweichende
Stimmabgabe bei Abstimmungen
beschränkt oder nach außen hin
etwa durch eine Rede im Parlament,
seine abweichende Ansicht begrün-
det und die der Mehrheit angreift.
Hier gilt es wieder abzuwägen ge-
genüber dem Wert, den ein einheit-
liches Auftreten für eine Partei,
wenn schon nicht in der Stimm-
abgabe, dann doch wenigstens bei
Äußerungen in der Öffentlichkeit,
für diese Partei hat. Auch hier zeigt
sich letztlich wieder der Gegensatz
zwischen Ethik und Politik, wenn
auch auf einer nachgelagerten
Ebene. Ein Christ, der sich partei-
politisch betätigt, ist somit persön-
lich gefordert, einen Ausgleich des
Gegensatzes zwischen Politik und
christlicher Ethik für sich selbst zu
finden. Dieser Ausgleich kann im
Einzelfall sehr schwer sein, doch
dürften die Fälle, in denen poli-
tische Vorstellungen und christliche
Ethik wirklich unversöhnlich aufein-
anderprallen, in der Praxis des par-
teipolitischen Lebens seltener sein
als von Außenstehenden häufig
angenommen wird.



Familie heute — orientiert am Evangelium
Alfred Petersen

Bischof Alfred Petersen aus Schleswig
hielt auf der diesjährigen Landestagung
des Evangelischen Arbeitskreises der
CDU in Kiel ein vielbeachtetes Referat,
in dem er sich mit jenen Problemen
beschäftigte, denen sich die Familie
heute gegenübersleht. Vom Prototyp der
Familie ausgehend setzte sich Bischof
Petersen sodann mit gegenwärtigen
Auflösungstendenzen der Familie aus-
einander, um schließlich Lösungsvor-
schläge für eine entsprechende Stabili-
sierung aufzuzeigen.

Beide Schöpfungsberichte in
1. Mose 1 und 2 stimmen überein
in der Aussage, daß der Mensch auf
Gemeinschaft, auf Partnerschaft an-
gelegt ist. Der ältere Schöpfungs-
bericht ist der zweite, in ihm heißt
es (1. Mose 2, 7.8.15.18): „ Da machte
Gott der Herr den Menschen aus
Erde vom Acker und blies ihm den
Odem des Lebens in seine Nase.
Und so ward der Mensch ein leben-
diges Wesen. Und Gott der Herr
pflanzte einen Garten in Eden ...
Und Gott der Herr nahm den Men-
schen und setzte ihn in den Garten
Eden, daß er ihn bebaute und be-
wahrte ... Und Gott der Herr
sprach: Es ist nicht gut, daß der
Mensch allein sei; ich will ihm eine
Gehilfin machen, die um ihn sei."
In diesem Bericht beginnt das
schöpferische Handeln Gottes mit
der Schaffung des Menschen.

Im zweiten Schöpfungsbericht
heißt es (1. Mose 1, 27f.): „Und
Gott schuf den Menschen zu sei-
nem Bilde, zum Bilde Gottes schuf
er ihn; und schuf sie als Mann und
Weib. Und Gott segnete sie und
sprach zu ihnen: Seid fruchtbar und
mehret euch und füllet die Erde und
machet sie euch Untertan und herr-
schet über die Fische... die Vö-
gel... das Vieh und alles, das auf
Erden kriecht." In diesem zweiten
Bericht ist die Schaffung des Men-
schen die abschließende Krönung
des Schöpfungshandelns Gottes.
Der Mensch besteht hier aus der
Einheit von Mann und Frau; einzeln
ist jeweils nur der halbe Mensch.

Von naturwissenschaftlichem Be-
lang sind diese Berichte gewiß
nicht. Ihre Bedeutung liegt darin,

daß sie eine Aussage darüber ent-
halten, wem wohl das allererste
Menschenpaar seine Existenz ver-
dankt. Diese Aussage ist durch die
Ergebnisse der anthropologischen
Forschung keineswegs überholt und
wird auch nicht zu überholen sein.
Sie enthält zugleich aber auch die
großartige Formulierung eines Men-
schenbildes, das in seiner Gott-
Ebenbildlichkeit nicht mehr über-
boten werden kann.

Die Tatsache, daß Menschen sich
für ein Zölibates Leben freiwillig
entschieden haben oder es unfrei-
willig auf sich nehmen mußten,
ändert an dem Befund nichts.

Die Zweigeschlechtigkeit des
Menschen ist Voraussetzung für
Ehe, Familie und Nachkommen. Das
ist Schöpfungsordnung Gottes.
Luther hat sich dankbar zu ihr be-
kannt mit der Erklärung zum 1. Ar-
tikel des apostolischen Glaubens-
bekenntnisses, in dem er u. a. sagt:
„Ich glaube, daß mich Gott geschaf-
fen hat samt allen Kreaturen; mir
Leib und Seele, Augen und Ohren
und alle Glieder, Vernunft und alle
Sinne gegeben hat und noch erhält;
dazu Kleider und Schuh, Essen und
Trinken, Haus und Hof, Weib und
Kind, Acker, Vieh und alle Güter."
Eine ähnliche Aufzähfung bietet
Luther noch einmal in der Erklärung
der 4. Bitte als Antwort auf die
Frage an: „Was heißt denn täglich
Brot?"

Die Geschlechtsregister und
Stammbäume in der Bibel haben in
diesem Zusammenhang ihre beson-
dere Bedeutung. Dem ersten Ge-
schlechtsregister im Alten Testa-
ment begegnen wir z. B. in 1. Mose 5
von Adam bis Noah. Der Marburger
Theologe August Friedrich Christian
Vilmar (1800-1868) sagt in seinem
auch heute noch zu beachtenden
Collegium Biblicum: „Die Ge-
schlechtstafeln dürfen nicht so ge-
ring angesehen werden, wie es
geschehen ist. Sie dienen vor allem
dazu, das geistige Erbe der Väter,
welches mit dem leiblichen unmit-
telbar verknüpft ist, — also die not-
wendige und damals vorhandene
Einheit und Stetigkeit der Lebens-
anschauung zu dokumentieren. Dies

können wir auf alle Geschlechts-
tafeln der Heiligen Schrift anwen-
den. Sodann aber bezeugt uns die
Schrift manchmal, daß Gottes-
erkenntnis nur in der Familie, in
den Geschlechtern fortgepflanzt
traditionell überliefert wird. Das
wird auch durch die Geschichte der
christlichen Kirche überall bestä-
tigt. Außerhalb der Geschlechter
gibt es keine Tradition. Deshalb ist
das Familienleben das notwendige
Requisit der Offenbarung ... Be-
kanntlich sind die Genealogien des
Alten Testaments Dokumente für
die uralte Tradition des Zusammen-
hangs mit dem lebendigen Gott,
daß die und die Person an Gott
geglaubt, mit Gott geredet hat."

Ähnliche Ausführungen finden wir
bei Vilmar auch im Zusammenhang
mit den Geschlechtsregistern, wie
wir sie etwa im Neuen Testament
am Anfang des Matthäus-Evange-
liums lesen.

Nicht unerwähnt bleibe die Erin-
nerung an den Bericht (Markus 3),
in dem uns mitgeteilt wird, daß die
Angehörigen Jesus sprechen möch-
ten. Er geht auf diese Bitte seiner
Angehörigen nicht ein; weist auf
die vor ihm versammelten Men-
schen hin und sagt: „Wer ist meine
Mutter und meine Brüder?" und
fährt fort: „Wer Gottes Willen tut,
der ist mein Bruder und meine
Schwester und meine Mutter." Die-
ser Bericht will nicht die Mißach-
tung der Familie durch Jesus ver-
deutlichen, sondern die Warnung
davor aussprechen, man könnte die
Familie Gott vorordnen. Die erste
Stelle nimmt in jedem Falle Gott
ein.

Zur sozialen Verpflichtung
des Menschen

Nach biblischem Befund sind der
Prototyp der Familie: Adam, Eva,
Kain, Abel. Die Ordnung dieses
Familienverbandes ist nicht nur
unter dem Gesichtspunkt der Bluts-
verwandschaft zu sehen, sondern



vor allem unter dem Bezug auf
Gott, den Schöpfer und Herrn. Die
Eltern (Adam und Eva) haben den
Versuch der Emanzipation unter-
nommen, sich von Gott losgesagt,
um zu sein wie Gott, und sind in
die Gott-Losigkeit abgestürzt. Den
Söhnen (Kain und Abel) ist nach
der Vertreibung aus der Nähe Got-
tes der Verlust dieser Dimension
deutlich geworden. Sie unterneh-
men beide den Versuch zu opfern.

Das Opfer ist doch nur verständ-
lich unter der Voraussetzung, daß sie
das Bedürfnis haben, sich mit Gott
zu versöhnen. Am Opferaltar in der
Frage nach der Annahme des Op-
fers bricht der Streit unter den
Brüdern aus. Kain wird zum Mörder,
und Gott stellt ihm die Frage: „Wo
ist dein Bruder?" Dies ist der An-
fang der „sozialen Frage", wenn
wir den Sozius im weitesten Sinne
als den Gefährten, den Menschen-
bruder verstehen. (Dieses Wort ist
auch erst am Ende des 18. Jahr-
hunderts im Zusammenhang mit
der Aufklärung von der franzö-
sischen Geisteswelt durch Rousseau
übernommen worden und in
Deutschland erst in den Jahren auf-
gekommen, in denen sich unser
Land im 19. Jahrhundert aus dem
Agrarstaat zum Industriestaat ent-
wickelt hat.) Die „soziale Frage" ist
also die Frage Gottes an den Men-
schen nach seiner Verantwortung
für den Mitmenschen, aufgebrochen
in der Familie. Sie fordert eine
soziale Antwort heraus, aber nicht
nur eine Diskussion, wie sie Kain
etwa schon einzuleiten versucht hat,
als er auf die Frage an ihn mit der
Rückfrage antwortet: „Soll ich mei-
nes Bruders Hüter sein?" Damit hat
er doch nichts anderes gemeint als:
Das Leben ist viel zu schwer als
daß es auch noch die Möglichkeit
umschlösse, auf einen anderen
achtzugeben. Jeder muß sehen, wie
er das Leben bewältigt und mit sei-
nen Problemen fertig wird. Neben
der glatten Lüge (ich weiß nicht, wo
mein Bruder ist) ist diese Rückfrage
entweder eine rhetorische Frage,
die ihre Antwort bei sich selber hat,
oder eine Einleitung für die Diskus-
sion der „sozialen Frage". Die
soziale Antwort aber kann nur in
einer eindeutigen Bejahung der
Verantwortung für den Mitmenschen
fallen. Der geschichtliche Ort, an
dem diese Antwort mit einem un-
eingeschränkten Ja gegeben wurde,
ist Jesus Christus. Sein Leben,
Sterben, Auferstehen ist eine ein-

zige Zuwendung zum Menschen um
der Verantwortung vor Gott willen.
„Was ihr getan habt einem dieser
meiner geringsten Brüder, das habt
ihr mir getan", sagt Jesus im Zu-
sammenhang mit der berühmten
Rede über das Weltgericht (Mat-
thäus 25). Im Hebräerbrief (2,11)
wird ihm das Zeugnis ausgestellt:
„Er schämt sich auch nicht, sie Brü-
der zu heißen".

Mit diesen Überlegungen möchte
ich andeuten, daß die Existenz des
Menschen vor Gott immer auch den
Blick auf den Mitmenschen im Auge
hat. Die nur immanente mitmensch-
liche Beziehung ohne den trans-
zendenten Bezug auf den Schöpfer
bedeutet eine Verkürzung des Men-
schenbildes. Aus dem Dreiecksver-
hältnis: Gott, Mensch, Mitmensch
darf keine der drei Komponenten
ausgeklammert werden, sonst be-
steht die Gefahr, daß (ich meine
Schleiermacher habe es so oder
ähnlich formuliert) die Humanität
ohne die Divinität zur Bestialität
werden kann. Der Übungsplatz, auf
dem sich ständig dieses Dreiecks-
verhältnis — Gott, Mensch, Mit-
mensch — zu bewähren hat, ist die
Familie.

In einer übergreifenden Bedeu-
tung erinnert uns die Anrede und
der Gesamtzusammenhang des
Vaterunser-Gebets an die familia
dei (Familie Gottes), in der die
Menschen, die etwas von der Kind-
schaft Gottes wissen, auch etwas
vom gemeinsamen Vater auszusa-
gen haben und ihn ansprechen dür-
fen mit der Bitte um das tägliche
Brot, um die Vergebung der Schuld,
um die Bewahrung vor dem Bösen.

Außerbiblisch erwähne ich in der
altchristlichen Kirche zwei Namen,
die über die familia dei und über
die menschliche Familie tiefsinnig
nachgedacht haben: Der Kirchen-
vater Hieronymus (gestorben 420)
sagt im Angesicht der Verstorbe-
nen: „Wir wollen nicht trauern, daß
wir sie verloren haben, sondern
dankbar dafür sein, daß wir sie ge-
habt haben, — ja, auch jetzt noch
besitzen; denn wer heimkehrt zum
Herrn, bleibt in der Gemeinschaft
der Gottesfamilie und ist nur vor-
ausgegangen." Auch der Tod löscht
die Familienzugehörigkeit nicht
aus.

Der Kirchenvater Augustin (ge-
storben 430) hat einmal formuliert:
man solle viel mit seinen Kindern
über Gott reden, vor allem aber mit
Gott über seine Kinder.

Es würde nicht schwerfallen und
wäre eine reizvolle Aufgabe, den
Spuren dieses Verständnisses von
Familie durch die Geschichte der
christlichen Kirche nachzugehen;
allein der Rahmen dieses Beitrages
würde dadurch gesprengt. Deshalb
in diesem Zusammenhang abschlie-
ßend nur noch der Hinweis — um
den Zeitrahmen ganz weit zu span-
nen —, daß die Vollversammlung
des Weltrats der Kirchen in Nairobi
im November/Dezember 1975 man-
chem Teilnehmer, der dabei gewe-
sen ist — vielleicht auch manchem,
der die Berichte darüber im Fern-
sehen und Rundfunk verfolgt hat —
das Bewußtsein vermittelte: Wir
sind unter dem Thema „Christus
eint und befreit" wie eine große,
die Welt umspannende familia dei
beisammen. Auch in der Familie
Gottes sind Spannungen nicht aus-
geschlossen.

*

Historische Entwicklungstendenzen

Die Großfamilie haben wir uns
vorzustellen als eine Gemeinschaft,
in der Produktion und Konsum sich
die Waage halten. Sie ist auf die
Deckung des Eigenbedarfs ur-
sprünglich eingestellt.

Das Erwerbsstreben, das den
Kapitalismus und sein Denken aus-
löst, führt naturgemäß zu erweiter-
ter Produktion. Damit wird gleich-
zeitig im Familienverband die Trerj
nung eingeleitet zwischen dem
duzierenden Betrieb und dem Haus-
halt. Die Großfamilie löst sich auf.
Die Familie wird zum privaten Le-
bensraum. DeT>-Mjmn geht dem
Beruf naph^äle/rrau steht dem
Haushaft vor. Man hat diese Form
dej^fam\\\e^\e „Gegenstruktur der
öesellscjjlfft" genannt. Der in der
Produktion Tätige findet im Schöße
der Familie seine Zuflucht. Trotz-
dem bleibt die gesellschaftliche Be-
stimmtheit der Familie bestehen.
Die Arbeitszeit z. B. bestimmt nicht
nur dem Berufstätigen seinen Le-
bensrhythmus, sondern auch den
seiner Familie. Beispiele dafür lie-
fert eindrucksvoll ein landwirtschaft-
licher Betrieb mit der7-Tage-Woche
oder in den Dienstleistungsbetrie-
ben die Schichtarbeit rund um die
Uhr. Der Lebensstandard einer
Familie ist vom Einkommen abhän-
gig. Der Lebensstandard bestimmt



andererseits den sozialen Status
einer Familie und damit auch ihren
Platz in der Gesellschaft.

Für unsere Überlegungen gehen
wir von der Normalfamilie aus:
Vater, Mutter, Kinder. Andere For-
men des Zusammenlebens wie etwa
die unvollständige Familie lassen
wir außer Ansatz. Die Familie ist
zusammengebunden durch den
Haushalt, in dem Mann und Frau
nach ihrer Berufstätigkeit mit den
Kindern vereint sind. (Anmerkung:
Das Grundgesetz unserer Bundes-
republik sagt in Artikel 3 mit aller
Klarheit aus: „Männer und Frauen
sind gleichberechtigt." Damit ist
also auch der Frau und Familien-
mutter die Berufstätigkeit eröffnet.)

Auflösungstendenzen im Bestand
unserer Familien

Hierzu lassen sie mich folgendes
feststellen:

a) Der Geburtenrückgang in
unserem Volk ist nicht mehr zu
übersehen. Nach Schätzung der
Sachverständigen soll bis 1985 ein
Rückgang unserer Bevölkerung in
der Bundesrepublik um 1,1 bis
1,8 Mio. Menschen zu verzeichnen
sein. Das entspricht 1,7 bis 2,9%
der Gesamtbevölkerung.

b) Unverkennbar ist auch die
mangelnde Kinderfreundlichkeit in
weiten Kreisen unserer Gesell-
schaft. Im Wohnungsbau wird nicht
immer hinreichend für den Spiel-
Raum in den Wohnungen und für
den Spiel-Platz draußen gesorgt.
Auf dem Wohnungsmarkt begegnet
einem immer wieder noch das An-
gebot von Wohnungen für kinder-
lose Ehepaare.

c) Die Diskussion über das „Er-
ziehungsgeld" für Mütter, die auf
Erwerbstätigkeit verzichten zugun-
sten der Sorge für ihren Säugling
oder das Kleinkind, ist meines Er-
achtens eine Tendenz der Auflösung
des gesunden Familienbewußtseins.

d) Die Suche nach Tagesmüttern,
die als Ersatzmütter für berufs-
tätige Mütter eingesetzt werden, um
die Betreuung von einem oder
mehreren kleinen Kindern zu über-
nehmen, ist m. E. ebenfalls im Zu-
sammenhang von Tendenzen für
die Auflösung des Familienbewußt-
seins zu sehen.

e) Die Abgabe von Kindern in
die Heimerziehung sehe ich eben-
falls in diesem Zusammenhang.

f) Für ausgesprochen familien-
gefährdend sehe ich — erschrecken
Sie bitte nicht - die Ganztags-
schule.

g) Im Gedanken an Krankheit in
der Familie begegnet mir in zuneh-
mendem Maße die Tatsache, daß
man sich in vielen Fällen um eine
möglichst schnelle Einweisung in
das Krankenhaus bemüht. Die häus-
liche Krankenpflege nimmt in ihrer
Bereitschaft ab. Das Kranksein wird
hospitalisiert. Bei Visitationen stelle
ich häufiger die Frage, wo das Ge-
borenwerden und das Sterben
stattfindet, ob im Schöße der Fa-
milie oder in den Krankenhäusern.
Die Antworten, die auf das Kran-
kenhaus hinweisen, sind in den
meisten Fällen häufiger. Auch darin
sehe ich einen Rückgang im Fami-
lienbewußtsein.

h) Nicht zuletzt sei auch des
alternden Menschen gedacht, der
im Schoß der Familie oft nicht mehr
die Geborgenheit hat, nach der er
sich sehnt, weil die Glieder der
jüngeren Generation ihrer täglichen
Berufsarbeit nachgehen und dabei
die Fürsorge um den älteren Men-
schen zu kurz kommt. Der Wechsel
in ein Altersheim oder Alterswohn-
heim ist keineswegs die beste
Lösung.

Dieser Katalog erhebt keinen An-
spruch auf Vollständigkeit, er reicht
aber aus, um deutlich zu machen,
daß immer noch gültig ist, was der
praktische Theologe Friedrich Mah-
ling, der in Berlin auch mein Lehrer
gewesen ist, so formuliert hat: „Alle
Nöte im Volksleben finden ihren
Kulminationspunkt in der Auflösung
der Familie."

Verhinderung
der Auflösungstendenzen

Unsere Abwehrmaßnahmen könn-
ten rettende und gestaltende Funk-
tion haben. Johann Hinrich Wichern,
der besonders tief die Zusammen-
hänge der sozialen Not beobachtet
hat, wie sie in der Mitte des vorigen
Jahrhunderts in unserem Volk auf-
getreten ist im Gefolge der Struk-
turwandlung vom Agrarstaat zum
Industriestaat, hat den Brennpunkt
aller Nöte im Zerfall der Familie
gesehen und sich entsprechend
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eine Heilung von der Gesundung
der Familie versprochen. Er formu-
liert: Es geht um die Wiederherstel-
lung der Familie oder die Restitu-
ierung auf ihre göttliche Grundlage.
Wie sehr Wichern nach diesem
Prinzip verfuhr, ist in seiner Arbeit
im Rauhen Haus in Hamburg deut-
lich geworden, die auf dem Fami-
lienprinzip in der Erziehung gefähr-
deter und verwahrloster Jugend-
licher aufbaute.

Zur Verdeutlichung notwendiger
Maßnahmen zugunsten der Familie
aus unserer Sicht erlaube ich mir
einige wenige Anmerkungen, die
keinesfalls erschöpfend sind:

a) Notwendig ist das eindeutige
Ja zur ehelichen Bindung; damit
verbunden das Nein zur Partner-
schaft ohne Trauschein, auch das
Nein zur sog. „Onkelehe". Ich bin
mir dessen bewußt, wie tiefgreifend
diese Forderung ist. Ich besinne
mich deutlich darauf, daß ich vor
30 Jahren nach der Rückkehr aus
der Kriegsgefangenschaft vor der
1. Synode unserer Landeskirche, an
der ich wieder teilnehmen konnte,
mich darum bemüht habe, es möge
der Kirche gestattet sein, die vielen
ehelichen Verbindungen zwischen
Kriegerwitwen und einem Lebens-
gefährten mindestens durch die
kirchlicheTrauung zu sanktionieren.
Daß ich dabei in die staatliche
Ordnung eingreifen wollte, die der
Kirche die christliche Trauung nur
gestattet nach vorhergegangener
standesamtlicher Eheschließung,
war mir bewußt. Noch heute ist mir
nicht klar, warum an dieser Stelle
der Staat nicht seine Bedenken
zurückgestellt hat. Ich meine noch
immer, es wäre mancherlei Verwir-
rung zu überwinden gewesen — und
zwar nicht nur formal, sondern im
Blick auf die innere Bedeutung der
Familie. Ich vermute, daß — jeden-
falls teilweise — die heutigen Kom-
munen, die für sich den Anspruch
der „Großfamilie" (in einem ande-
ren Sinn) erheben, Modell genom-
men haben an der sog. „Onkelehe".

b) Ebenso eindeutig sollte das
Ja zum Kinde als Erfüllung ehe-
licher Gemeinschaft ausgesprochen

9



Evangelische Verantwortung 3—4/76

werden — und zwar nicht nur im
Blick auf den Bestand oder Fort-
bestand unseres Volkes, sondern
im Blick auf die Bestimmung, die
Gott der Ehe beigegeben hat. In
diesem Zusammenhang ist mir
schmerzlich aufgefallen, daß die
Diskussion über die Novellierung
des § 218 im Strafgesetzbuch die-
sen Akzent kaum oder nur selten
gesetzt hat. Die Leidenschaft der
Diskussion über die Fristenrege-
lung oder die Indikationsregelung,
die noch immer nicht zu einer ab-
schließenden Lösung geführt hat,
hätte Raum geben müssen auch für
diesen Bezug der Familie aus evan-
gelischer Sicht, das heißt in der
Verantwortung vor Gott.

c) Für uns ist die Familie die
Stätte der Erziehung zu Ordnung
und Pflicht, zur Selbständigkeit und
zum richtigen Umgang mit recht
verstandener Freiheit und nicht zu-
letzt zur Entfaltung der Gaben, die
den zu erziehenden Kindern ver-
liehen sind. Das Fundament solcher
Erziehung ist die Liebe der Eltern
zueinander und zu den Kindern und
umgekehrt. Das Geheimnis der
Erziehung liegt darin, daß der Er-
zieher den zu Erziehenden nicht
spüren läßt, daß er erzogen wird.
Es nützt wenig, daß wir oft entrüstet
über die „Jugend von heute" unse-
rer Empörung Raum geben, aber zu
wenig nach den „Eltern von ge-
stern" fragen.

In diesem Zusammenhang muß
jedem Versuch zur Verstaatlichung
der Kinder widersprochen werden,
wie sie etwa in der DDR (Zwangs-

adoption) mit aller Eindeutigkeit zu
praktizieren versucht wird. Ebenso
klar muß auch vor einer Verkirch-
lichung der Kinder gewarnt werden.
Tendenzen in dieser Richtung könn-
ten in Heimen entstehen, in denen
unter kirchlicher Trägerschaft der
Dienst der Erziehung geleistet wird.

Dankbar zu begrüßen ist es, daß
unser Grundgesetz das Familien-
recht nicht verstaatlicht, sondern
gemäß Artikel 6 unter den beson-
deren Schutz der staatlichen Ord-
nung stellt. In gleicher Weise wird
auch das Elternrecht gesehen:
„Pflege und Erziehung der Kinder
sind das natürliche Recht der Eltern
und die zuvörderst ihnen oblie-
gende Pflicht. Über ihre Betätigung
wacht die staatliche Gemeinschaft."

d) Die Hilfe, die der Familie in
evangelischer Sicht etwa im Kinder-
garten, im Kinderhort und im Heim
- alle unter kirchlicher Träger-
schaft — angeboten wird, darf den
Bezug auf das Elternhaus und die
Anbindung an das Elternhaus nicht
außerachtlassen.

e) Ähnliches gilt von dem Dienst
in der Jugendhilfe. Sie könnte sich
im weitesten Sinne an einem Wort
ausrichten, mit dem das Alte Testa-
ment zu Ende geht, wo von dem die
Rede ist, der das Herz der Väter zu
den Söhnen bekehrt und das Herz
der Söhne zu den Vätern.

f) In den letzten Jahren hat sich
im Blick auf die Familie im Bereich
des kirchlichen Nachdenkens das
Feld der Ehe- und Familienberatung
erheblich ausgeweitet. Dabei geht
es nicht primär um wirtschaftliche
Hilfsmaßnahmen, sondern wesent-
lich um den Dienst der Seelsorge.
Dabei ist immer klarer in unser
Bewußtsein gerückt, daß die Seel-
sorge den ganzen Menschen um-
faßt, nicht nur den nicht genau
definierbaren „innerlichen Bereich".
Wer Seelsorge übt, muß wissen,

was er mit „Seele" meint, und dazu
ist die Auskunft aus jenem alten
Schöpfungsbericht hilfreich, daß
Gott dem Menschen seinen Odem
eingeblasen habe und dadurch der
Mensch zu einer lebendigen Seele
geworden ist, also der ganze
Mensch. Für jeden in der Ehe- und
Familienberatung tätigen Mitarbei-
ter ist dieses Wissen eine unab-
dingbare Voraussetzung. Er unter-
liegt sonst der Gefahr, sich im
Psychologischen und Psychoanaly-
tischen zu erschöpfen. Die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse, die uns
die Psychologie mit ihren verschie-
denen Disziplinen eröffnet hat, sind
ohne Zweifel für den Dienst des
Seelsorgers hilfreich. Sie ersparen
ihm aber nicht den in jedem seel-
sorgerlichen Dienst notwendigen
Bezug auf die Verantwortung für
den Mitmenschen vor Gott.

g) Im Bereich der Sorge um die
Familie in allen ihren Gliedern —
Kinder, alte, kranke, einsame Men-
schen — bekommen die Sozialsta-
tionen zunehmende Bedeutung, die
auch in unserem Land hier und da
schon errichtet sind. Die Arbeit, die
von diesen Stationen aus geschieht,
bedarf ebenfalls ständig der Rück-
besinnung auf die Verantwortung,
die wir für unseren Mitmenschen
vor der letzten Instanz tragen. Wir
dürfen keine Abhängigkeitsverhält-
nisse schaffen, indem wir den der
Hilfe Bedürftigen an uns oder an
unsere Hilfsmaßnahmen binden. Die
Bindung, die wir ihm schuldig sind,
ist die Bindung an Gott.

Zum Schluß sei mir der Hinweis
gestattet, daß die Reform unseres
gesellschaftlichen Lebens im öffent-
lichen und privaten Bereich in den
Familien beginnen muß. Das gilt
auch für die anstehende Familien-
rechts-Reform, die insbesondere
unter dem Aspekt ihres Beitrags
zum Gesundungsprozeß unserer
Familien gesehen werden muß.

Einladung in die Evangelische Akademie Hofgeismar 19.—21. März '76
Zu einer Tagung nach Hofgeismar zum Thema „Erneuern und Bewahren: Die neue soziale Frage — Die

CDU und die verantwortete Zukunft. Die Mannheimer Erklärung: Staats- und Menschenbild, Grundwerte
und Wirtschaftsordnung" sind die Leser der Evangelischen Verantwortung herzlich eingeladen.

Die Thematik der neuen sozialen Frage soll unter theologischen und philosophischen Gesichtspunkten
kritisch befragt und auf die Praxis des politischen Handelns, insbesondere angesichts der bevorstehenden
Bundestagswahlen, untersucht werden.

Fordern Sie im Falle Ihrer beabsichtigten Teilnahme das ausführliche Tagungsprogramm direkt an bei:
Evangelische Akademie, Schlößchen Schönburg, 3520 Hofgeismar.
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Aus unserer Arbeit

Jahrestagung
des EAK Schleswig-Holstein

Kiel: Familienpolitik aus evan-
gelischer Verantwortung — dies
war das Thema der Jahrestagung
des Evangelischen Arbeitskreises
Schleswig-Holstein am 16. Januar
1976 in der Hermann-Ehlers-Aka-
demie in Kiel. Eingeladen waren
vor allem haupt- und ehrenamtliche
Mitarbeiter aus der schleswig-hol-
steinischen Landeskirche, der Euti-
ner und der Lübecker Landeskirche.
Die rege Beteiligung — 125 fest
angemeldete Teilnehmer, darüber
hinaus weitere Gäste, die zu ein-
zelnen Vorträgen kamen, - zeigte
das intensive Interesse an der Ta-
gungsthematik. Nicht zuletzt hatte
die Tagung dadurch Gewicht erhal-
ten, daß der Vorsitzende des Rates
der Nordeibischen Kirche, der
Schleswiger Bischof Alfred Peter-
sen, mit einem Grundsatzreferat die
Familie aus evangelischer Sicht dar-
stellte und davon konkrete Forde-
rungen an die politische Behand-
lung der Familie ableitete. Eindeutig
votierten die Teilnehmer dieser
Landestagung für die Förderung
und Stärkung der Familie und
gegen ihre Beeinträchtigung durch
familienfeindliche politische Ten-
denzen. Der Vorsitzende des
schleswig-holsteinischen EAK, Ju-
stizminister Dr. Henning Schwarz,
forderte den Freiheitsraum für die
Familie, die eigenen Angelegen-
heiten, soweit dies zumutbar ist, in
eigenerVerantwortung zu gestalten.
Aufgabe des Staates dürfe es nicht
sein, „jedem sein Stück Lebens-
glück zuzuteilen". Der allzuständige
Staat sei kein erstrebenswertes
Ziel, meinte Schwarz, vielmehr
müsse die Familie, zu der sich die
überwältigende Mehrheit der Bür-
ger bekenne, vor einem Übermaß
an Reglementierungen geschützt
werden. Regierungsdirektorin Möl-
ler von der CDU-Bundestagsfrak-
tion schließlich setzte sich tempe-
ramentvoll mit der Familienpolitik
der sozialliberalen Koalition aus-
einander. Von der Möglichkeit, mit
Politikern der CDU ins Gespräch zu
kommen, machten die Teilnehmer

der Tagung aus dem kirchlichen
Raum regen Gebrauch. Vor allem
die Sozial- und Bildungspolitik
standen im Mittelpunkt des ab-
schließenden Podiums, an dem
neben dem Landesvorsitzenden
Dr. Schwarz, Sozialrninister Karl-
Eduard Claussen, die Landesbeauf-
tragte für Frauen- und Familien-
fragen, Annemarie Schuster, und
der parlamentarische Vertreter des
Kultusministers, Otto Bernhardt,
beteiligt waren.

Erfahrung und Fortschritt

Lüchow. Die weitverbreitete Mei-
nung, progressive und konservative
Politik stünden in krassem Gegen-
satz zueinander, widerlegten die
fünf Diskussionsteilnehmer — Ver-
treter von Politik und Kirche — bei
einer Veranstaltung des Evange-
lischen Arbeitskreises der CDU in
Niedersachsen und des CDU-Kreis-
verbandes im Lüchower Gildehaus.
Man war sich darin einig, daß beide
Begriffe zusammengehören.

CDU-Kreisvorsitzender Norbert
Fischer hieß auf dem Podium Lan-
dessuperintendent Dieter Ander-
sen-Lüneburg, den Vorsitzenden
des Evangelischen Arbeitskreises,
MdB Dr. Philipp von Bismarck-
Schweimke, MdL Kurt-Dieter Grill,
den Direktor der katholischen Aka-
demie Worpshausen, Eugen Koh-
lenbach, den Vorsitzenden der
CDU-Kreistagsfraktion, Dr. Konrad
von Oppen, und als Gesprächslei-
terin Pastorin Gesa Conring-Han-
nover willkommen. Er betonte, dies
solle keine Parteiveranstaltung
sein, man wolle vielmehr Gelegen-
heit zu einem „losen, sicherlich
nutzbringenden" Gespräch außer-
halb parteipolitischer Dinge geben.

Pastorin Conring führte in das
Thema „Progressiv, konservativ -
Gegensätze in der Politik?" ein und
stellte die Grundfrage: „Wieviel
muß bewahrt bleiben, damit die Zu-
kunft gesichert ist?" Mit der Defini-
tion beider Begriffe befaßten sich
in kurzen Beiträgen die Gesprächs-
teilnehmer. Eine konservative Hal-

tung ziele darauf, etwas zu bewah-
ren, führte Landessuperintendent
Andersen aus und nannte aus der
Sicht der Kirche die unantastbare
Würde des Menschen, womit die
„Freiheit" zusammenhänge, und
die Solidarität mit dem anderen
Menschen. Mit dem Progressiven,
dem Vorwärtsgehen, verband er
das kritische Fragen nach dem
„Status quo". Die Menschheit
müsse und wolle vorwärts gehen,
deshalb werde die Kirche eine Ge-
meinschaft von Verschiedenartigen
sein müssen, folgerte Andersen,
oder sie sei keine Kirche.

Die Sorge um den Menschen
griff Akademiedirektor Kohlenbach
auf. Die Kirche habe eine Verpflich-
tung auf den Menschen, sagte er,
was er im Wissen um die Chancen
seiner (des Menschen) Freiheit und
in der Gefährdung des Menschen
begründet sah. Konservativ und
progressiv seien Elemente im poli-
tischen Tun.

Daß beide Begriffe zusammen-
gehören, verdeutlichte MdB Dr. von
Bismarck. Ohne die andere Seite
könne ein Ganzes nicht entstehen.
Das belegte er mit Beispielen,
unter denen er auch die soziale
Marktwirtschaft nannte, die später
neuen Gesprächsstoff für eine Dis-
kussion lieferte. In dem Urgesetz
der Menschen, durch Wandel nur
leben zu können, wenn Bewährtes
bewahrt bleibt, sah von Bismarck
eine vordringliche Aufgabenstel-
lung.

Von Kernsätzen einer Politik, ob
progressiv oder konservativ, sprach
MdL Grill. Für ihn sei konservative
Politik politisches Handeln in einem
langsameren und humaneren
Tempo. Dr. von Oppen vertrat die
Ansicht, daß jede Politik progressiv
sein müsse, denn sie müsse in die
Zukunft weisend sein.

Von den Zuhörern erklärte SKF-
Direktor Roos seine Ansicht über
beide Begriffe. Er sehe das Kon-
servative als Fundament, von dem
aus man seine Zukunft bauen
könne. Dr. Niedner sah die Wort-
bedeutung von der wissenschaft-
lichen, biologischen Ebene aus.
Progressivität sei ein Naturprinzip,
und Konservatismus entspreche
der Erfahrung. Da sich Fortschritt
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aus der Erfahrung entwickele, ge-
hörten beide Begriffe zusammen.

In der Diskussion setzte man sich
kurz mit Fragen der Humanisierung,
der Verbände und dem Vorhan-
densein einer Kontrollinstanz, mög-
licherweise durch die Kirche, aus-
einander. Letzteres wiesen beide
Kirchenvertreter von sich; die Kir-
che habe eine Dienstaufgabe zu
erfüllen und keiner Machtausübung
nachzukommen.

EAK in Nienburg gegründet

Nienburg: Der Kreisverband Nien-
burg der CDU hatte zu einem Rund-
gespräch „Evangelische Verantwor-
tung in Staat und Gesellschaft
heute" mit einem Einführungsrefe-
rat von Pastorin Gesa Conring,
Hannover, ins Turmzimmer des Ho-
tel „Parkhaus" eingeladen. Mit die-
ser Veranstaltung sollte zugleich
auf Kreisebene ein Evangelischer
Arbeitskreis gegründet werden.
Pastoren, Pädagogen, Landwirte,
Kaufleute und viele Kreistagsmit-
glieder waren der Einladung in be-
achtlicher Zahl gefolgt.

Der „Evangelische Arbeitskreis
der CDU/CSU" besteht bundesweit.
Pastorin Conring ist stellvertretende
Vorsitzende im Landesverband
Hannover. Der Arbeitskreis will
Grundsätze und Ziele christlich-
demokratischer Politik vertreten
und alle unterstützen, die aus
christlicher Verantwortung auch po-
litische Verantwortung zu tragen
bereit sind.

Pastorin Conring brach in ihrem
Referat einerseits manchem späte-
ren Diskussionsbeitrag und Ein-
wand die Spitze ab, lieferte ande-
rerseits aber auch Zündstoff, der

gegenteilige Meinungen herausfor-
derte.

„Es bleibt nicht aus, daß die Kir-
che in die Politik hineingezogen
wird", sagte sie. Diese Wahrheit
untermauerte in der Diskussion das
Vorstandsmitglied des Kreisverban-
des der CDU und Vorsitzender des
Agrarausschusses, Hans Vogel,
Rohrsen, der daran erinnerte, daß
der Widerstand gegen die Verbre-
chen der Naziherrschaft maßgeblich
von Vertretern der Kirche ausge-
gangen sei.

Pastorin Conring räumte Span-
nungen, Konflikte und Schwierig-
keiten bei gleichzeitiger Betätigung
im kirchlichen und politischen Be-
reich ein und vertrat die Ansicht,
kirchliche Amtsträger sollten „Man-

So wie in Nienburg werden an
vielen Orten regionale Evangelische
Arbeitskreise gegründet. Falls an
Ihrem Wohnort noch kein Arbeits-
kreis existiert, so Ist die Bundes-
geschäftsstelle des EAK, Oberer
Lindweg 2, 5300 Bonn, Ruf (0 22 21)
54 43 06 bei allen weiteren Planun-
gen und Überlegungen behilflich.

date besser nicht übernehmen, zu-
mindest nicht da, wo es um politi-
sche Macht gehe". Pastoren sollen
ja für alle Menschen, gleich welcher
Richtung da sein."

Der Arbeitskreis steht im übrigen
allen Konfessionen offen. Beiträge
werden nicht erhoben und auch
Nichtmitglieder der CDU können
ihm angehören. Dies wiederum
führte in der Gesprächsrunde zu
Bedenken, ob dann die Namensge-
bung „evangelisch" richtig sei und
ob man nicht besser das „C" =
christlich auch auf die Benennung
des Arbeitskreises anwenden sollte.
Die Referentin wies darauf hin, daß

anfangs der 50er Jahre, als Her-
mann Ehlers maßgeblich an der
Gründung des Arbeitskreises be-
teiligt war, die Situation ganz an-
ders gewesen sei. Meinungsver-
schiedenheiten zwischen der evan-
gelischen und der katholischen
Christenheit gebe es bei allen öku-
menischen Bestrebungen auch
heute. Andererseits sei zu beden-
ken, daß eine ganze Reihe Mitglie-
der der CDU nicht der Kirche an-
gehörten.

Das Attribut „Christlich" sei kein
persönliches Glaubensbekenntnis,
sondern Rückgriff auf die christ-
liche Tradition und die Wertvorstel-
lung vom „Christlichen Abendland",
während in den vom Kommunis-
mus geprägten Ostblockstaaten
man sich zielstrebig um die Los-
lösung vom Christentum bemühe.

Beteiligung an der Erhaltung und
auch an der Verteidigung des Staa-
tes sei angesichts „all der totali-
tären Bedrohungen und Versuchun-
gen" erforderlich. Wenn der Staat
für das Wohl, die Kirche für das
Heil der Menschen zu sorgen habe,
müsse beides in Einklang gebracht
werden. In der Demokratie sei dies
noch am ehesten darzustellen. In
ihrem Schlußwort sagte Pastorin
Conring: „Die Verkündigung aus
dem Wort muß verständlicher wer-
den, damit die Auseinandersetzun-
gen mit Ideologien klarer werden.
Christen sollten nicht vergessen,
daß die ganze Welt ein Vorfeld der
Ewigkeit sei."

Zum Vorsitzenden des neu ge-
gründeten Arbeitskreises wurde
Oberstudiendirektor Pittius, Nien-
burg, zum Stellvertreter Hannelore
Bräuer, Wenden, und zum Schrift-
führer Ehler True, Rohrsen, ge-
wählt. Beisitzer sind Superinten-
dent i. R. Gerhard Kleuker, Langen-
damm und Berthold Volger, Schä-
ferhof.

Wende ohne Ende
Gerd Langguth

Man trägt wieder „konservativ".
So mag es erscheinen, wenn man
Erhard Epplers Buch „Ende oder
Wende" zur Kenntnis nimmt. Diese

Wende mag überraschen, war es
doch gerade die SPD, die diesen
Begriff mit dem Inbegriff des Bösen
schlechthin versah. Doch >ist diese
Wende nur scheinbar eine, denn
Eppler unterscheidet zwischen
Struktur- und Wertkonservativen.

Struktur- und Wertkonservative
Seine politischen Gegner — CDU

und ihr angeblich mehr oder min-
der verbundene Gruppen — werden

als Strukturkonservative bezeich-
net, sich selbst erklärt Eppler zum
Wertkonservativen. Während es
den Strukturkonservativen „offen-
kundig um die Konservierung von
Machtpositionen, von Privilegien,
von Herrschaft" gehe, verbindet
Eppler mit dem Wertkonservatis-
mus alles Gute, Wahre und Schöne:
„Dieser verficht die Würde des Lei-
denden und fordert die Würde des
Sterbens zurück. Vor allem geht es
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ihm um die Bewahrung unserer na-
türlichen Lebensgrundlagen", hin-
gegen seien Strukturkonservative
„gebunden an handfeste Interes-
sen" (wie Unternehmerinteressen
etc.).

Und Eppler führt weiter aus:
„Wenn wir das Konzept Lebens-
qualität ernsthaft durchsetzen wol-
len, müssen wir die Möglichkeit
von Auseinandersetzungen mit
Klassenkampfcharakter realistisch
einkalkulieren".

Der Trick
Eppler benutzt einen einfachen,

wenn auch häufig wirksamen Trick:
Alle diejenigen, die eine andere
Politik als er verfolgen, stellt er ins
moralische Abseits, womit er einen
klaren Absolutheitsanspruch auf die
Richtigkeit der eigenen Politik her-
ausstellt. Eppler steht damit auch
in der Tradition des Godesberger
Programmes der SPD, in dem es
heißt: „Sozialismus wird nur durch
die Demokratie verwirklicht, die
Demokratie durch den Sozialismus
erfüllt". Auch hier wird durch die
letztliche Gleichsetzung der Demo-

kratie mit dem „Sozialismus" die
eigene Position als die allein rich-
tige und gleichzeitig demokratische
erkannt — was letztlich darauf hin-
ausläuft, dem politischen Gegner
das Prädikat „nicht demokratisch"
oder zumindest „nicht so demokra-
tisch" zuzuerkennen.

Wir dürfen aber nicht in den Feh-
ler verfallen — bei aller notwendigen
kontroversen Auseinandersetzung
mit gegnerischen politischen Vor-
stellungen —, dem politischen Kon-
kurrenten mit Holzhammermetho-
den eine geringere politische Moral
zu unterstellen. Positionen, wie sie
im Godesberger Programm oder
auch im Buch von Eppler niederge-
schrieben sind, sind eindeutig anti-
liberal, weil sie den politischen
Gegner gleichzeitig in ein morali-
sches Abseits schieben.

Für einen fairen Wahlkampf
Wir hingegen wollen einen fairen

Wahlkampf führen, wobei wir, fern
von ideologischen Tagträumereien
uns bemühen, eine realistische und
konkrete Politik zu verfolgen —
ohne dabei die Grundwerte demo-

kratischer Politik aus dem Auge zu
verlieren: Freiheit, Gleichheit und
Solidarität. Nur wenn wir diese
Grundwertediskussion führen, wer-
den wir eine offensive Politik inner-
halb der jungen Generation fort-
setzen können.

Wir wollen auch in Zeiten von
Wahlen dabei nie aus dem Auge
verlieren, daß es eine Solidarität
von Demokraten geben muß, wenn
unsere Demokratie Bestand haben
soll. Wer aber seine eigene poli-
tische Position absolut setzt und
den politischen Gegner für demo-
kratieunfähig erklärt (Kühn sprach
so von einer „Unregierbarkeit",
falls die CDU in Bonn an die Regie-
rung komme), wer die CDU von
daher als ein „Sicherheitsrisiko"
denunziert, wer — wie Eppler durch
seine Klassifizierung in Wert- und
Strukturkonservative — sich mit der
Aura alleiniger Wahrheitsfindung in
der Politik zu umgeben versucht,
trifft die Solidarität von Demokraten
auf das empfindlichste. Eine Wende
ohne Ende, weg von gemeinsamen
demokratischen Grundüberzeugun-
gen.

Leser-
Briefe

Die hier geäußerten Meinungen
brauchen nicht mit der Ansicht
des Herausgebers oder der
Redaktion Obereinzustimmen.

Die Diskussion um die Arbeit der Evan-
gelischen Studentengemeinden (ESG)
wurde durch einen Artikel von Martin
Hölscher in der Ausgabe 10-11/75 der
EV entfacht. Im Heft 2/76 unserer Pub-
likation gaben wir Dr. Dr. Harald Uhl
Gelegenheit, aus seiner Sicht über „Auf-
trag und Funktion der ESG — heute" zu
schreiben.

Dieser Meinungsbeitrag führte zu leb-
haften Leseräußerungen, die wir nach-
folgend veröffentlichen. Besonders auf-
schlußreich Ist dabei die Tatsache, daß
sich In Köln eine Initiativgruppe von
Studenten gebildet hat, die den Aufbau
einer zweiten ESG-Gruppe unternimmt

und bereits in ihrer Aufbauphase erheb-
lichen Zuspruch findet. Der Sprecher
dieser Gruppe, Jürgen Freundlich, über-
sandte uns folgenden Brief:

Mit den Aufsätzen über die Arbeit
„Evangelischer Studentengemeinden"
wurde die Problematik einiger Aktivi-
täten unter dem Namen „evangelisch"
aufgezeigt. Der Aufsatz von Dr. Harald
Uhl enthält einige Analysen hinsichtlich
der politischen Aktivitäten, der die Aus-
wirkungen auf die Evangelischen Stu-
dentengemeinden selbst und ihre Um-
gebung unterschätzt. Dies gilt zumin-
dest für den konkreten Fall der „Evan-
gelischen Studentengemeinde Köln",
die uns als Hochschulangehörigen und
teilweise als Besucher der ESG-Köln
bekannt ist. Einige Beispiele aus dem
Zeitraum Juni 1975 bis Februar 1976
führen wir an.

1. Es sei zuerst auf das Verhältnis
der ESG-Köln zum „Sozialistischen
Büro" hingewiesen. Nach Eigenaus-
sage der ESG-Köln stehen Mitglieder
der ESG-Köln dem „Sozialistischen
Büro" nahe. Am 3. Juli 1975 fand eine
gemeinsame Veranstaltung unter dem
Thema „ökonomische Krise und poli-
tische Repression" im ESG-Heim,
Bachemer Straße 27, statt. Damals auf-
kommenden Mutmaßungen, das „Sozia-
listische Büro" sei eine linksradikale
Organisation, trat die ESG-Köln mit der
Behauptung entgegen, es handele „sich

um eine lose Organisationsform ver-
schiedener sozialistischer Gruppen bis
hinein in die Sozialdemokratie". Mit
dieser Darlegung gab man dieser Orga-
nisation einen demokratischen Anstrich.

Bereits im September 1975 erschien
die Glaubwürdigkeit dieser Aussage
zweifelhaft. Das „Sozialistische Büro
(Gruppe Köln)" trat als Unterzeichner
des Flugblatts „Kämpfend die Volks-
macht schaffen" in Erscheinung. Das
Flugblatt zieht gegen die Sozialistische
Partei Portugals zu Felde und verschont
auch die SPD nicht. Es setzt sich offen
für den Sieg kommunistischer und an-
derer linksradikaler Gruppen ein. Das
demokratische Wahlergebnis wird igno-
riert. Die SPD wird der „Unterdrückung
der Interessen der Arbeiter und Bauern"
für schuldig befunden. Wir können uns
nicht vorstellen, daß Mitglieder der
SPD sich in einer Gruppe organisieren,
die derartige Behauptungen unterzeich-
net. Ebenso unterzeichneten CISNU
(Conföderation Iranischer Studenten),
Kommunistischer Bund und einige an-
dere linksextreme Organisationen die-
ses Flugblatt.

Laut Nachricht von DID (Deutscher
Informationsdienst) Nr. 1422 v. 15. De-
zember 1975 sandte das „Sozialistische
Büro" je 10000 DM an die portugie-
sischen Organisationen SUV (Vereinigte
Soldaten werden siegen) und FÜR
(Front der revolutionären Einheit). Nach
Mitteilung der portugiesischen Unter-
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suchungskommission sind beide Orga-
nisationen in Koalition mit der „Kom-
munistischen Partei (PCP)" am Putsch-
versuch vom 25. November 1975 als
Mitinitiatoren tätig geworden (vgl.: FAZ
v. 21. Januar 1976). Die Begründung
des „Sozialistischen Büros" für die
finanziellen Zuwendungen ist nach DID
Nr. 1422: „um damit die portugiesische
Revolution und Euren schweren und
wichtigen Kampf zu unterstützen". Es
entsteht aufgrund dieser Nachricht der
Eindruck, daß es sich bei dem „Soziali-
stischen Büro" um eine Organisation
handelt, die einen mit Waffengewalt ge-
gen die demokratische Mehrheitsent-
scheidung durchgeführten Umsturz für
legitim hält.

Der Eindruck verstärkt sich, wenn
man die Nachricht von DID Nr. 1424 v.
30. Januar 1976 liest. Sie gibt Thesen
des „Sozialistischen Büros" wieder, die
dieses im Februar 1975 aufgestellt
habe. Eine Hauptthese lautet hiernach:
„Die Bundesrepublik ist ein kapitalisti-
scher Staat, der auf parlamentarischem
Wege nicht abgebaut und durch einen
sozialistischen ersetzt werden kann. Es
gibt keine Möglichkeit eines friedlichen
Weges. ,Die Gewalt wird jeder soziali-
stischen Politik durch den Zwang der
Verhältnisse aufgezwungen'."

Für uns als evangelische Kirchenmit-
glieder an der Hochschule Köln erge-
ben sich aus der Darstellung der ESG-
Köln im Sommer 1975 zum Thema
„Sozialistisches Büro" und den sich
aus Nachrichten und Eigendarstellun-
gen ergebenden Standort dieser Orga-
nisation erhebliche Fragen hinsichtlich
der Bündnispolitik der ESG-Köln und
der Glaubwürdigkeit ihrer Aussagen.

Interessant ist für uns im Hinblick auf
die Geschehnisse um Portugal, daß am
9. Februar 1976 eine Veranstaltung des
„Portugal-Komitees" gemeinsam mit
Vertretern der portugiesischen Organi-
sation „SUV" im ESG-Heim Köln statt-
gefunden hat. Die Verlagerung der
Aktivitäten in die Bundesrepublik
Deutschland ist möglicherweise mit der
Ausweisung linksradikaler deutscher
„Polit-Touristen" nach dem gescheiter-
ten Putsch aus Portugal zu erklären.
Für uns ist es bedauerlich, daß diese
Aktivitäten in Köln u. a. im ESG-Heim
aufgenommen werden. Ausgangspunkt
für die Mißbilligung solcher Versamm-
lungen ist die Behandlung der Gewalt-
frage durch diese Gruppen. Sie wider-
spricht unserer Ansicht nach christ-
lichen Wertvorstellungen.

2. Ebenso bedenklich sind die Aktivi-
täten der ESG-Köln zum sog. „Viet-

namprozeß" und der Hinweis auf den
sog. „Türkenprozeß". Sie fügen sich bei
näherer Betrachtung in entsprechende
Aktivitäten anderer Organisationen u. a.
des KSV (Kommunistischer Studenten-
verband) ein. Einer der Hauptangriffs-
punkte des Flugblatts „Widerstand und
Menschenwürde" der ESG-Köln vom 29.
Oktober 1975 war die deutsche Justiz.
Ihr wird von der ESG-Köln öffentlich
in dem Zusammenhang unterstellt, die
Wahrheit passe der Justiz nicht ins
Konzept. Weitere Vorwürfe gegen die
Justiz folgen. Ähnlich gelagerte An-
griffe startete im- gleichen Zeitraum zum
gleichen Prozeß der KSV. Er sprach
von „Klassenjustiz".

Die Veranstaltung des KSV vom 27.
Oktober 1975 im „Kölsche Boor" (vgl.
Flugblatt „Klassenjustiz" vom 27. Okto-
ber 1975) hatte ähnliche Besetzung wie
die Veranstaltung der ESG-Köln am
29. Oktober 1975. Auf beiden Veranstal-
tungen traten Heinz Kotte und die Ver-
teidiger der Angeklagten auf.

Das Flugblatt „Widerstand und Men-
schenwürde" der ESG-Köln enthielt
auch die Aufforderung, die Veröffent-
lichungen zum sog. Türkenprozeß zu
beachten. Auch dieser Prozeß, von kom-
munistischen Gruppen als „Türkenpro-
zeß" tituliert, wurde vornehmlich von der
KPD und dem KSV mit Flugblättern agi-
tatorisch bekämpft. Der Höhepunkt der
Kampagne war bis jetzt die Besetzung
der evangelischen Antoniterkirche in
der Schildergasse am 17. Februar 1976
um 16.00 Uhr (vgl.: Flugblatt „Antoniter
Kirche besetzt!" vom 18. Februar 1976).
Die Besetzung wendet sich gegen die
befürchtete Auslieferung der vier ver-
urteilten Türken. Für das Flugblatt,
welches nicht die verantwortliche Or-
ganisation bekannt gibt, zeichnet F.
Sternberg verantwortlich. Er ist auch
für das im Portugal-Komplex angeführte
Flugblatt „Kämpfend die Volksmacht
schaffen" verantwortlich. Bereits am
26. Mai 1975 trat er als Verantwort-
licher für ein Flugblatt des „Irland-Soli-
daritätskomitees", Titel: „Irland — Ein
Vietnam in Europa?", in Erscheinung.
Das Flugblatt lud zu einer Veranstal-
tung am 27. Mai 1975 u. a. mit einem
Vertreter der Organisation „Sinn Fein/
IRA — Provisionais" ein.

3. Eine Veranstaltung am 11. Novem-
ber 1975 betraf die Frage „Oman-
Dhofar". Sie wurde von der ESG-Köln
in Zusammenarbeit mit CISNU (Con-
föderation Iranischer Studenten) durch-
geführt. In dieser Frage ist ebenfalls
der KBW (Kommunistischer Bund West-
deutschlands) und seine studentische
Organisation KHG (Kommunistische
Hochschulgruppe) aktiv geworden (vgl.:
„Das Volk von Oman braucht unsere
Unterstützung" vom 10. Februar 1976).
Die Argumentation geht in wichtigen
Punkten parallel.

4. Am 17. Dezember 1975 tagte im
ESG-Heim das „Komitee für ein unab-
hängiges Ost-Timor". Es rief zur ein-
seitigen Unterstützung der kommunisti-
schen Organisation „Fretilin" auf. Eine
weitere Veranstaltung des „Komitees

für die Unabhängigkeit Ost-Timors"
fand am 30. Januar 1976 in Köln-Ehren-
feld statt. Der hierzu herausgegebene
Aufruf wurde von CISNU, KBW, u.a.
linksradikale Organisationen unterstützt.
Die inhaltlichen Forderungen waren
gleich.

Auf weitere Komplexe, z. B. „Volks-
blatt", „Argentinien", etc. sei aus Zeit-
gründen nicht mehr eingegangen.

Auffallend ist für uns, daß bei allen
Komplexen immer wieder dieselben
Gruppen beteiligt sind. Sie sind oft
kommunistisch ausgerichtet und be-
jahen größtenteils das Mittel der Ge-
walt. Ebenso fällt auf, daß bei entspre-
chenden Kampagnen häufig die ESG-
Köln selbst beteiligt ist, oder aber zur
gutmeinenden Beobachtung anregt,
oder aber das ESG-Heim als Versamm-
lungsort dient. Es entsteht der Ein-
druck, daß die ESG-Köln sich nicht vom
Einfluß linksradikaler Gruppen freihal-
ten konnte und Eigenständigkeit be-
wahrt hat. Wenn diese Aktivitäten viel-
leicht auch aus gutem Willen gesche-
hen, so wirken sie dennoch unrecht und
stellen eine einseitige Auswahl dar. Bis
zum heutigen Tage vermißt man öffent-
liche Stellungnahmen der ESG-Köln
zum Thema „Sowjetunion", zum Ein-
greifen kubanischer Soldaten in Angola,
etc. Viele Beispiele ließen sich in die-
sem Zusammenhang anführen. Sicher-
lich sind verfolgte Christen auch dank-
bar, wenn man einmal mit ihnen Soli-
darität üben würde.

Die Grundlage der Handlungsweise
der ESG-Köln ist das marxistische Welt-
bild, welches sie prägt. Dies wurde
Mitgliedern unseres Arbeitskreises bei
den Besuchen der „Ethik-Reihe" am
4., 11. und 18. Dezember 1975 im ESG-
Heim deutlich.

Da nach unserer Auffassung wesent-
liche christliche Grundpositionen aufge-
geben worden sind und eine Bündnis-
politik mit kommunistischen Gruppen
offen proklamiert wird (vgl.: Flugblatt
„Massive Angriffe auf die esg" vom
November 1975) ist unsere Gruppe da-
zu übergegangen, eine 2. Gruppe der
ESG-Köln aufzubauen. Wir wollen die-
jenigen im Hochschulbereich wieder für
kirchliche Arbeit gewinnen, die eine
marxistische Interpretation der Bibel
ablehnen und sich u. a. aus Mißfallen
gegenüber den Anmaßungen der
Gruppe: „Christen für den Sozialismus"
in eigene Gründungen außerhalb der
landeskirchlichen Organisation im Hoch-
schulbereich geflüchtet haben (Naviga-
toren, SMD) oder aber der kirchlichen
Arbeit im Hochschulbereich gleich fern-
geblieben sind und sich örtlichen Ge-
meinden angeschlossen haben. Die
aktive Mitgliederzahl der christlichen
Gruppen im Hochschulbereich, die sich
nicht der ESG-Köln angeschlossen ha-
ben, ist übrigens größer als die der
ESG-Köln.

Initiativgruppe für den Aufbau einer
2. Gruppe der ESG-Köln
i. A. Jürgen Freundlich
Mommsenstraße 145, Köln

14



ESG muß sich dem Evangelium
zuwenden

Zu dem Artikel „Auftrag und Funktion
der Evangelischen Studentengemeinde
— heute" in der Februarnummer der
„Evangelischen Verantwortung" erlaube
ich mir einige Anmerkungen und Rich-
tigstellung in einem Falle. Als Diskus-
sionsgrundlage zur Sache der Arbeits-
methode und Ziele der ESG kann der
Artikel nur schwerlich dienen. Die kon-
trärsten Ziele und Ausgangspunkte sind
hier zu einem, wie mir scheinen will,
reichlich konfusen oder doch unver-
arbeiteten Konglomerat zusammenge-
faßt worden. Ich glaube darum nicht,
daß der Artikel ein glücklicher und
darum hilfreicher Beitrag zur Sache ist.
Namen und Probleme sind hier neben-
einander gestellt, die nur schwerlich
oder keine Beziehung zueinander ha-
ben. Was hat Spener oder Zinzendorf
mit Karl Barth zu tun? Was versteht
der Verfasser unter dem „Trost des
Evangeliums", wenn es nicht damals,
also um die Wende des 17. und 18.
Jahrhunderts, ebenso wie heute zu gel-
ten hat ganz wie zur Zeit der ersten
Christenheit? Er weiß also nichts vom
überzeitlichen Charakter des biblischen
Wortes im Wortlaut und Inhalt oder
distanziert sich versteckt von ihm.

Mir scheint ein weiteres Mißverständ-
nis vorzuliegen, wenn er mit dem „Be-
sucherstrom deutscher politischer Pro-
minenz" den Vorwurf der Zusammen-
arbeit mit maoistischen Gruppen ent-
schärfen will. Es scheint ihm völlig der
grundsätzliche Unterschied zwischen
Politik und Weltanschauung bedeu-
tungslos zu sein. Im Maoismus haben
wir es mit antichristlicher Grundhaltung
zu tun und in der ESG sollte man es,
wenn man ESG ernst nimmt, mit dem
Evangelium und damit mit dem leben-
digen Christus zu tun haben. Völlig
schief ist auch der Vergleich der Deut-
schen Christlichen Studentenvereini-
gung (DCSV) mit der ESG, als würde
heute nicht dieselbe Bibel aktuell für
jedes Glied der ESG sein müssen. Frei-
lich muß es das Evangelium selber sein
und nicht eine Tagesmeinung darüber,
die morgen wieder umgeworfen wird.
Hier möchte ich gleich auch die Korrek-
tur anbringen: Die ESG ist nicht die
Fortführung der DCSV. Die Fortführung
der freien DCSV ist der freie SMD, der

in seiner Zielsetzung und Grundhaltung
als Ganzes sich an das ganze biblische
Evangelium gebunden weiß.

Reinhard Hildenbrand
Missionsseminarlehrer i. R.
Liobastraße 2
7263 Bad Liebenzell

Gegen sozialistische Kolonisationspolitik
bei der ESG

Der Beitrag von Herrn Dr. Uhl in der
„Evangelischen Verantwortung" 2/76
kann in mancher Hinsicht nicht unwider-
sprochen hingenommen werden:

1. Wenn Herr Dr. Uhl davon aus-
geht, daß heute eine Veränderung der
Verhältnisse an den Hochschulen nur
nach Reformen in der Gesellschaft
möglich ist, dann irrt er m. E. Er über-
sieht, daß die politischen Radikalinskis
an den Hochschulen eine Minderheit
sind, die durch lautstarkes Auftreten
den Anspruch auf Repräsentationsbe-
rechtigung für die Mehrheit der Studen-
ten errungen zu haben scheint. Be-
trachtet man aber z. B. die Studenten-
ratswahlen an den deutschen Universi-
täten, so wird bei einer durchschnitt-
lichen Wahlbeteiligung von 30-40%
und einem Stimmenanteil der verschie-
denen linken Gruppierungen von rund
50 % deutlich, wie groß die Zahl der
Radikalen in Wirklichkeit ist.

Und sollte Herr Dr. Uhl nicht die
politischen Verhältnisse an den Hoch-
schulen, sondern die Studienbedingun-
gen u. ä. gemeint haben, so kann ich
ihm auch nicht Recht geben. Durch
eine vernünftige Bildungs- und Hoch-
schulpolitik wäre auch im Rahmen
unserer Gesellschaftsordnung viel zu
verbessern.

2. Wenn Herr Dr. Uhl mehrfach be-
tont, die Arbeit der ESG und des
Christlichen Studentenweltbundes setze
die Tradition des sozialen Engagements
fort, komme also Notleidenden, Unrecht
Erduldenden oder in militärisch oder
politische Auseinandersetzungen Ver-
wickelten zugute, so ist das z. T. (Gast-
arbeiter, Obdachlose) sicherlich gut und
berechtigt. Aber schon die von Herrn
Dr. Uhl genannten ausländischen Bei-

spiele für ESG-Engagement (Chile,
Angola, „Namibia") sind symptomatisch
für den Fehlkurs der ESG: Hier wird,
wie so oft bei sozialistisch beherrschten
Organisationen (zu denen die ESG m.
E. eindeutig zu zählen ist), das Unrecht
nur in einem Teil der Welt gesehen:
Übersehen werden z. B. die bekennen-
den Christen in den sozialistischen
Staaten, vor allem in der CSSR, der
UdSSR und Rumänien, die wegen ihrer
religiösen Einstellung ihren Arbeitsplatz
verlieren, inhaftiert oder ermordet wer-
den. Und sollte der Unterstützung aus
religiösen Gründen verfolgter Christen
nicht zumindest Gleichrangigkeit mit
der Hilfe für sozial Schwache oder poli-
tisch Verfolgte eingeräumt werden? Das
ist nur ein Beispiel, es ließen sich noch
viele andere nennen.

3. Für völlig falsch halte ich die von
Herrn Dr. Uhl aufgestellte Behauptung,
die ESG habe sich politische Bündnis-
partner an den Universitäten suchen
müssen, die dann naturgemäß „links"
hätten sein müssen (vgl. 1.). Einmal
davon abgesehen, daß der ESG da-
durch die Distanz zu gewaltpraktizie-
renden Gruppen nicht gelang (vgl. ESG
in Frankfurt [Main]), muß dieses Bünd-
nis doch die Unpolitischen oder poli-
tisch Andersdenkenden in der Studen-
tenschaft, also mindestens 80% der
Studenten, abstoßen — wo bleibt da
die „Volkskirche"?

4. Lächerlich ist der Vergleich zwi-
schen führenden CDU/CSU-Politikern,
die aus außenpolitischen Gründen den
Dialog mit Peking suchen, und den
Maoisten in Deutschland, die aus ideo-
logischer Verblendung an neue Götter
glauben.

Als 17jähriger in der Universitätsstadt
Göttingen muß ich feststellen, daß die
ESG hier nicht als eine Gemeinde oder
Kirche, sondern als eine politische
Organisation marxistischer Prägung zu
betrachten ist. Und wenn ich in den
Räumen der ESG Göttingen einen Auf-
ruf zur Geldspende für die MPLA in
Angola sehe, dann nimmt mir das ein
gehöriges Stück Glauben an die Kirche,
die duldet, daß in ihren Räumen für
sozialistische Kolonisationspolitik an-
statt für christliches Engagement ge-
arbeitet wird.

Jörn Ziegler

Kurz notiert

SPD aktiviert Kirchenkontakte

Wiesbaden: Die hessischen So-
zialdemokraten wollen der Arbeit

im kirchenpolitischen Bereich künf-
tig mehr Bedeutung beimessen.
Eine wesentliche Voraussetzung
hierzu ist die Initiative des neun-
köpfigen Präsidiums, das kürzlich
die Mitglieder der Kommission
„SPD und Kirchen" bestellte.

Vorsitzender dieses Gremiums
wurde der Landtagsabgeordnete

Karl Hellwig (Steinau), der auch als
Fraktionsbeauftragter für Kirchen
berufen wurde. Er betonte, daß die
langfristig angelegten Initiativen
der Kommission zunehmend auch
von den Untergliederungen der
Partei aufgegriffen werden. Erfreu-
lich sei auch die positive Reso-
nanz aus dem Bereich der Kirchen.
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Aus den Tagungsprogrammen der Akademien "!»b f»3i

Evangelische Akademie Arnoldshain
6381 Arnoldshain (Taunus)

2. bis 4. April 1976
Gemeindemodelle heute —
Gemeinde von unten — Gemeinde
von oben.

10. bis 11. April 1976
Angst in Schule und Beruf.
Leistungsdruck, Jugendarbeitslosig-
keit, Numerus Clausus haben zu
einer Abkehr vom politischen Enga-
gement der Jugendlichen geführt.
Ist die Abkehr durch Angst verur-
sacht? — Tagung für Junge Gene-
ration.

Evangelische Akademie Bad Boll
7325 Bad Boll üb. Göppingen
12. bis 13. März 1976
Macht Schule noch Spaß?
Der Schüler zwischen Forderung
und Überforderung.

26. bis 28. März 1976
Portugal aktuell.
Themen: Die Zukunft Portugals -
Flüchtlinge in Portugal und Gast-
arbeiter aus Portugal.

Evangelische Akademie Rheinland-
Westfalen - Haus Ortlohn
Baarstraße 59-61
5860 Iserlohn (Westfalen)

3. bis 4. April 1976
Für Millionen nur ein „Stehplatz".
— Akademietagung zu Problemen
der Welternährung.

3. bis 24. April 1976
Was wird aus diesem Land?
— Studienfahrt nach Israel.

Katholische Akademie
der Erzdiözese Freiburg
Wintererstraße 1
7800 Freiburg i. Br.
16. bis 18. März 1976
Kommunikation und Führungsver-
halten (Kommunikationstraining —
Einführung in moderne Führungs-
und Organisationsmethoden)

Evangelische Akademie
Kurhessen-Waldeck
Schlößchen Schönburg
3520 Hofgeismar
12. bis 14. März 1976
Aufgabe: Eine praktische Theologie
der Natur — Umweltprobleme und
Grenzen des Wachstums.
19. bis 21. März 1976
Erneuern und bewahren: Die neue
soziale Frage.
Die CDU und die verantwortete
Zukunft.
Grundsatzprogramm: Staats- und
Menschenbild, Grundwerte und Wirt-
schaftsordnung.

Evangelische Akademie Rheinland-
Westfalen — Haus der Begegnung
Uhlenhorstweg 29
4330 Mülheim (Ruhr)
26. bis 27. März 1976
Dienstleistung und Menschlichkeit
am Krankenbett.
— Tagung mit Ärzten, Schwestern,
Pflegern, Verwaltungsleitern und
Interessierten.
3. bis 4. April 1976
Probleme der Abenteuerspielplätze.
- Tagung mit Initiativgruppen.

Evangelische Akademie Baden
Blumenstraße 7, 7500 Karlsruhe 1

22. bis 24. März 1976
(in Bad Herrenalb)
Der Schwerbehinderte in unserer
Gesellschaft.

Evangelische Akademie Hamburg
Esplanade 15/16, 2000 Hamburg 36
5. bis 8. April 1976
Arbeit im selbstverwalteten Jugend-
zentrum.
— Seminar für Jugendliche in der
freien Jugendarbeit.

16. bis 19. April 1976
Ostertagung.
— Gemeinsam mit der Ev. Akademie
Schleswig-Holstein.

Evangelische Akademie Loccum
3055 Loccum üb. Wunstorf
12. bis 14. März 1976
Kirche und Familie.

12. bis 15. April 1976
Leiden: aushallen — aussprechen —
aufarbeiten.
— Tagung in der Karwoche.

Evangelische Akademie Oldenburg
Heimvolkshochschule
Hankhausen, 2902 Rastede 1
15. bis 20. März 1976
Bildungsurlaub für kirchliche Mit-
arbeiter.
20. bis 23. April 1976
Bildungsurlaub für Senioren.

Evangelische Akademie
Schleswig-Holstein
Marienstraße 31
2360 Bad Segeberg
26. bis 28. März 1976
Zur Situation der Jugend-Zeitungen.
— Für junge Leute — von jungen
Leuten.
29. bis 31. März 1976
Beratung und Seelsorge — Erfah-
rungsaustausch.

Evangelische Akademie Tutzing
Schloß
8132 Tutzing (Starnberger See)
19. bis 21. März 1976
Kinder und Erwachsene im Span-
nungsfeld zwischen Unterordnung
und Partnerschaft.
— Tagung für Eltern und Erzieher
mit der Bundesvereinigung Evan-
gelischer Eltern und Erzieher.
26. bis 28. März 1976
Die Zukunft der Bildungspolitik.
— Probleme ihrer Planung in Bund
und Ländern.

23. bis 25. ApriM976
Friedenspotentiale der Gesellschaft.
— Zivildienst im Rahmen der Frie-
densarbeit.
— Forum für junge Erwachsene.

IN GLAUBE UND FREIHEIT VERPFLICHTET
Stuttgart 5.-7. März 1976 Liederhalle
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